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Ds tTnA's’ag hiß; mit Zustimmung des Bundes * 
mies das Fügende Cos (dz beschlossen: 

/V r I i k o 1 1 

li n #€:■ n \>*g cI<»r Reudksitotan>rdoimg 

Die Rtüdisnolarordnuny wird wie folgt geändert: 

1. §§ 1 bm 7 erhallen. folgende Fassung: 

„§ 1 

Als unabhängige Träger eines öffentlichen 
Amtes worden Fiii: die Beurkundung von Rechts- 
Vorgängen und andere Aufgaben auf dem Ge¬ 
biete der vorsorgenden Rechtspflege in den Län¬ 
dern Notare best eilt. 

§ 2 

Die Notare unterstehen, soweit nichts anderes 
bestimmt ist, ausschließlich den Vorschriften 
dieses Gesetzes. Sie führen ein Amtssiegel. Ihr 
Beruf ist kein Gewerbe. 

§ 3 

(1) Die Notare werden zur hauptberuflichen 
Amtsausübung auf Lebenszeit bestellt. 

(2) fn den Cer ichlsbezi.rk.cn, in denen am 

1. April 1961 das Amt; des Notars nur im Neben¬ 
beruf ausyeübl worden ist, werden weiterhin 
ausschließlich Rechtsanwälte für die Dauer ihrer 
Zulassung bei einem bestimmten Gericht als 
Notare zu gleichzeitiger Amtsausübung neben 
dem Beruf des Rechtsanwalts bestellt (Anwalts¬ 
notare). 

(3) Bin Notar kann, wenn dies im Interesse 
eine! geordneten Rechtspflege erforderlich ist,, 
bei dem Amtsgericht, in dessen Bezirk er seinen 
Amtssitz hat, als Rechtsanwalt zu gelassen wer¬ 
den; § 23 der Bundes rech tsanwaltsordnung ist 
nicht anwendbar. Die Zulassung kann bei einer 
wesentlichen Änderung der Verhältnisse zurück¬ 
genommen werden. 

§ 4 

(1) Es werden nur so viele Notare bestellt, 
wie es den Erfordernissen einer geordneten 
R e d 1 1 spfle g e en 1 sp rich t. 

(2) In den Fällen des § 3 Abs. 2 können hier¬ 
über die LandesJustizverwaltungen die näheren 
Bestimmungen treffen. Sie können insbesondere 
die Bestellung vom Vorhandensein eines Bedürf¬ 
nisses an dem in Aussicht genommenen Amts¬ 
sitz oder vom Ablauf einer Wartezeit oder von 
beiden Voraussetzungen abhängig machen. Die 
Bestimmungen können allgemein oder für be¬ 
stimmte Gerichtsbezirko getroffen werden. 

§ 5 

Zu Notaren dürfen nur deutsche Staatsange¬ 
hörige bestellt werden, welche die Fähigkeit zum 
Richteramt nach den Vorschriften des Gerichts¬ 
verfassungsgesetzes erlangt haben. 


§ 6 

Nur solche Bewerber sind zu Notaren zu be¬ 
stellen, die nach ihrer Persönlichkeit und ihren 
Leistungen für das Amt eines Notars geeignet 
sind. 

§ 7 

(1) Zur hauptberuflichen Amtsausübung als 
Notar (§ 3 Abs, 1) soll in der Regel nur bestellt 
werden, wer einen dreijährigen Anwärterdienst 
als Notarasscssor geleistet hat. 

(2) Der Notarassessor wird von der Landes¬ 
justizverwaltung nach Anhörung der Notarkam¬ 
mer ernannt.. Der Präsident der Notarkammer 
überweist den Notarassessor einem Notar. Er 
verpflichtet den Notarassessor durch Handschlag 
auf gewissenhafte Pflichterfüllung. 

(3) Der Notarassessor steht während des An¬ 
wärterdienstes in einem öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnis zum Staat. Er hat dieselben all¬ 
gemeinen Amtspflichten wie der Notar. Er erhält 
vom Zeitpunkt der Zuweisung ab für die Dauer 
des Anwärterdienstes von der Notarkammer 
Bezüge, die denen eines Gerichtsassessors anzu¬ 
gleichen sind. Die Notarkammer erläßt hierzu 
Richtlinien und bestimmt allgemein oder im 
Einzelfall, ob und in welcher Höhe der Notar, 
dem der Notarassessor überwiesen ist, ihr zur 
Erstattung der Bezüge verpflichtet ist. 

(4) Der Notarassessor ist von dem Notar in 
einer dem Zweck des Anwärterdienstes entspre¬ 
chenden Weise zu beschäftigen. Die näheren Be¬ 
stimmungen über die Ausbildung des Notar¬ 
assessors trifft die Landesregierung oder die 
von ihr bestimmte Stelle durch PmchtsVerord¬ 
nung. 

(5) Der Anwärterdienst endet 

1. mit der Bestellung zum Notar, 

2. mit der Entlassung aus dem. Dienst. 

(6) Der Notarassessor ist aus dem Dienst zu 
entlassen, wenn er seine Entlassung beantragt. 
Er kann entlassen werden, wenn er 

1. sich zur Bestellung zürn Notar als un¬ 
geeignet erweist, 

2. ohne hinreichenden Grund binnen einer 
von der Landesjustizverwaltung zu be¬ 
stimmenden Frist, die zwei Monate 
nicht übersteigen soll, den Anwärter¬ 
dienst nicht aiitritt, 

3. nachdem er die Genehmigung, sich um 
freie Notarstellen zu bewerben, erhal¬ 
ten hat, ohne hinreichenden Grund 
sich nicht um die ihm angebotenen 
Notarstellen bewirbt." 

2. § 8 wird gestrichen. 

3. § 9 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Notar darf nicht zugleich Inhaber 
eines besoldeten Amtes sein. Die Landesjustiz- 
verwaltung kann im Einzelfall nach Anhörung 
der Notarkammer jederzeit widerrufliche Aus¬ 
nahmen zulassen; der Notar darf in diesem 
Fall sein Amt nicht persönlich ausüben." 
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4. § 9 Abs. 4 wird gestrichen 

5. ln § 10 wird folgende! neuer Absatz 2 angeiiigt: 

„(2) Die Landes» eyieruriyon oder die von 
ihnen bestimmien bienen werden ermächtigt, um 
ä ;s» «rUidio.n Bedüri r* ; ;en and Gowoh t ibei 1.en 
Rechnung zu tragen, durch löchisverordnuny zu 
bestimmen, daß sieh ein zur lump Liier ul lieben 
A 11 i i. saus Übung bestell toi NoLw nur mit Geneh¬ 
migung der Aulshresb:-;f>iVL mii einem anderen 
Notar zur gemeinsamen enndsuhsübung ver¬ 
binden oder geiviaamame Gescäülümuime mit. ihm 
haben kann. Dit; (Gaehneymiy kann mit Auf¬ 
lagen verbunden oder beüisi.ei winden." 

6. § 11 Abs. 1 erhält lolgende Fassung: 

„(1) Dojii Notar wird om bestimmter Ort als 
Amtssitz zage wiesen. Dm Amtssitz darf nur 
nach Anhörung de* Hohe Nurmer mit Zustim¬ 
mung des Molars verlegt werden.; dies gilt nicht 
für eine Verlegung au) Grund d isziplinargericht- 
liehen Urteils." 

7. § 12 Abs. 3 erhä 11. foIgende Fasseng: 


„ (3) Ein Vors U > ß boreh \ 1 

die Gültigkeit der 

Amtshandlung nicht, euch ; 

wenn der Notar die 

Am ::s h and 1 1 m g u u ß o rh a ? 1 > d - 
in dem er zum Notar besieh! 

s [.andes vornimmt, 
i ist." 

§ 13 Salz 1 erhält lolg, i»d; [ 

ssnng: 

„Die Notare wurden vor? 

: ; e i La i i d e sj u s Li zv e r- 

v/aHimy nach Anhörung Ar 

Noi arkammer durch 

A ushümii g uny eine r Bes l 

stellt." 

«diunysu rkunde be- 


9. § 14 erhält folgende Fassung: 

„§ 14 

(1) Nach Aushändigung der Bestallengsur- 
kundc hat der Notar folgenden Lud zu leisten: 

• ,Idi schwöre bei GoU, dera Allmächtigen 

und Allwissenden., die verfassungsmäßige 
Ordnung zu wahren und die Pilichlen eines 
Notars gewissenhaft und unparteiisch zu 
erfüllen, so wahr mit Gott helfe!' 

(2) Gestattet ein Gesetz dm Mitgliedern einer 
Reiigioxisyesellschuil, an Sielte der Worte ,Ich 
schwöre' andere Betaueruncjslormeln zu gebrau¬ 
chen, so kann der Notar, der Mitglied einer 
solchen Religionsycisellsdiatt ist, diese Beteue¬ 
rn ngsformo! sprechen. Der Eid kann auch ohne 
religiöse Beteuerung geleistet werden. 

(3) Der Notar leistet den Eid vor dem Präsi¬ 
denten des Landgerichts, in dessen Bezirk sich 
sein Amtssitz befinde!. Vor der Eidesleistung 
soll er keine AmtGiandhmg vornehmen." 

10. § 15 erhält folgende Fassung: 

„§ 15 

(1) Der Nouu hat sein Ami getreu seinem 
0i.de zu verwalten. Er ist nd d. Verholer einer 
Partei, sondern unparteiisch..:»- Bol rauer der Be¬ 
teiligten. 

(2) Er hat. seine Andshio.Geit zu versagen, 
wenn sie mit so inen A mF:p : Ahlen nicht verein¬ 
bar wäre, iitshesondere wi: ca seine Mitwirkung 


bei Handlungen verlangt wird, mit denen er¬ 
kennbar unerlaubte oder unredliche Zwecke ver¬ 
folgt werden. 

(3) Der Notar hat sich durch sein Verhalten 
innerhalb und außerhalb seines Berufes der 
Achtung und des Vertrauens, die seinem Beruf 
entgegengeb rächt werden, würdig zu zeigen. 
Auch darf er nicht dulden, daß ein seinem Haus¬ 
stand an gehören des Familienmitglied eine mit 
der Stellung eines Notars nicht zu verein¬ 
barende Tätigkeit ausübt. 

(4) Dem Notar ist es verboten, Darlehen so¬ 
wie Grundstücks geschälte zu vermitteln oder im 
Zusammenhang mit einer Amtshandlung eine 
Bürgschaft oder sonstige Gewährleistung für 
einen Beteiligten zu übernehmen. Er hat dafür 
zu sorgen, daß sich auch die bei ihm beschäf¬ 
tigten Personen nicht mit derartigen Geschäften 
befassen." 

11. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Über Beschwerden wegen Amtsverweige¬ 
rung entscheidet eine Zivilkammer des Land¬ 
gerichts, in dessen Bezirk der Notar seinen 
Amtssitz hat." 

b) Folgender neuer Satz 3 wird angefügt: 

„Für das Verfahren gelten die Vorschriften 
des Reichsgesetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit." 

12. § 17 erhält folgende Fassung: 

„§ 17 

(1) Der Notar ist bei der Urkundstätigkeit 
(§§ 22 bis 24) von der Ausübung seines Amtes 
ausgeschlossen, 

1. wenn er bei der den Gegenstand des 
Amtsgeschäfts bildenden Angelegen¬ 
heit selbst beteiligt ist oder zu einem 
Beteiligten in dem Verhältnis eines 
Mitberechiigten oder Milverpßichteten 
steht; 

2. wenn sein Ehegatte, früherer Ehegatte 
oder Verlobter beteiligt ist; 

3. wenn er mit einem Beteiligten in ge¬ 
rader Linie oder im zweiten Grade der 
Seitenlinie verwandt oder verschwä¬ 
gert ist, auch wenn die Ehe, durch wel¬ 
che die Schwägerschaft begründet ist, 
nicht mehr besteht; 

4. wenn er gesetzlicher Vertreter oder 
Mitglied' eines zur Vertretung ermäch¬ 
tigten Organs eines Beteiligten ist oder 
zu einem Beteiligten in einem ständigen 
Dienst- oder ähnlichen ständigen Ge¬ 
schäftsverhältnis steh t; 

5. wenn er in der den Gegenstand des 
Amtsgeschäfts bildenden Angelegenheit 
Bevollmächtigter eines Beteiligten ist. 

(2) Ein Verstoß gegen Absatz i berührt die 
Gültigkeit der Amtshandlung nicht, soweit sich 
aus §§ 2234, 2235, 2276 Abs, 1 Balz 2 des Bür¬ 
gerlichen Gesetzbuchs oder aus §§ 170, 171 des 
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Reidisgcsetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit nichts anderes er¬ 
gibt. 

(3) Der Notar kann sich der Ausübung des 
A m l e s w e g en Bei a n y e nh eite nth alten. 

(4) Sind bei einer Angelegenheit mehrere be¬ 
teiligt und ist der Notar l'iir einen von ihnen in 
anderer Sache als Bevollmächtigter tätig oder ist 
er früher in der den Gegenstand des Amts- 
geschaiLs bildenden Angelegenheit als gesetz¬ 
licher Vertreter oder als Bevollmächtigter tätig 
gewesen, so soll er vor einer Urkundstätigkeit 
die anwesenden Beteiligten auf diesen Umstand 
aufmerksam machen und darüber belehren, daß 
sie seine Tätigkeit ab lehnen können, ln der Ur¬ 
kunde ist zu vermerken, daß dies geschehen ist. 

(5) Absatz 4 gilt entsprechend, 

1. wenn der Notar Mitglied eines nicht zur 
Vertretung berechtigten Organs eines 
Beteiligten ist; 

2 . wenn bei der den Gegenstand des Amts- 
geschätts bildenden Angelegenheit eine 
Gemeinde oder ein Kreis beteiligt ist 
und der Notar Mitglied der Gemeinde¬ 
oder Kreisvertretung ist, der die gesetz¬ 
liche Vertretung der Gemeinde oder des 
Kreises obliegt; Absatz 1 Nr. 4 ist inso¬ 
weit nicht anwendbar." 

13. § 20 wird gestrichen. 

14 . § 21 erhält folgende Fassung: 

„§ 21 

(1) Verletzt der Notar vorsätzlich oder fahr¬ 
lässig die ihm einem anderen gegenüber oblie¬ 
gende Amtspflicht, so hat er diesem den daraus 
entstehenden Schaden zu ersetzen. Fällt dem 
Notar nur Fahrlässigkeit zur Last, so kann er 
nur dann in Anspruch genommen werden, wenn 
der Verletzte nicht auf andere Weise Ersatz zu 
erlangen vermag; das gilt jedoch nicht bei Amts¬ 
geschäften der in §§ 25, 26 bezeichnten Art im 
Verhältnis zwischen dem Notar und dem Auf¬ 
traggeber. Im übrigen sind die Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Schadens- 
ersatzpilicht im Fall einer von einem Beamten 
begangenen AmtspflidxLverletzung entsprechend 
anwendbar. Eine Haftung des Staates an Stelle 
des Notars besteht nicht. 

(2) Hat ein Notarassessor bei selbständiger 
Erledigung eines Geschäfts der in §§ 25, 26 be- 
zciebneten Art eine Pflichtverletzung begangen, 
so haftet er in entsprechender Anwendung des 
Absatzes 1. Hatte ihm der Notar das Geschäft 
zur selbständigen Erledigung überlassen, so haf¬ 
tet er neben dem Assessor als Gesamtschuldner; 
im Verhältnis zwischen dem Notar und dem 
Assessor ist der Assessor allein verpflichtet 
Durch das Dienstverhältnis des Assessors zum 
Staat (§ 7 Abs. 3) wird eine Haftung des Staates 
nicht begründet. Ist der Assessor als Vertreter 
des Notars tätig gewesen, so bestimmt sich die 
Haltung nach § 35. 


(3) Für Schadens ersatzanspriiehe nach Ab¬ 
satz 1 und 2 sind die Landgerichte ohne Rück¬ 
sicht auf den Wert des Streitgegenstandes aus¬ 
schließlich zuständig." 

15 . § 22 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Notare sind auch zuständig, Auf¬ 
lassungen entgegenzunehmen sowie Teilhypo¬ 
theken- und Teilgrundschuldbriefe auszustellen/ 

16. Nach § 22 Abs. 3 wird folgender neuer Absatz 4 
angefügt: 

„(4) Inwieweit die Notare zur Vermittlung 
von Nachlaß- und Gesamtgutsauseinandersetzun- 
gen — einschließlich der Erteilung von Zeug¬ 
nissen nach §§ 36 und 37 der Grundbuchord¬ 
nung —, zur Aufnahme von Nachlaßverzeichnis- 
sen und Nach!aßinventaren sowie zur Anlegung 
und Abnahme von Siegeln im Rahmen eines 
NachlaßsicherungsVerfahrens zuständig sind, be¬ 
stimmt sich nach den landesrechtlichen Vor¬ 
schriften." 

17 . Nach § 24 Abs. 3 wird folgender neuer Absatz 4 
angefügt: 

„(4) Bei der Abnahme von Eiden und bei der 
Aufnahme von eidesstattlichen Versicherungen 
soll der Notar den Beteiligten über die Bedeu¬ 
tung des Eides oder der eidesstattlichen Ver¬ 
sicherung belehren und hierüber einen Vermerk 
in die Niederschrift aufnehmen.“ 

18 . § 26 Abs. 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
„Soweit der Notar kraft Gesetzes ermächtigt 
ist, im Namen der Beteiligten bei dem Grund¬ 
buchamt oder bei den Registerbehörden Anträge 
zu stellen (insbesondere § 15 der Grundbuch¬ 
ordnung, § 25 der Schiffsregisterordnung, §§ 129, 
147 Abs. 1, §§ 159, 161 Abs. 1 des Reichsgesetzes; 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge¬ 
richtsbarkeit), ist er auch ermächtigt, die von 
ihm gestellten Anträge zurückzunehinen." 

19 . § 27 erhält folgende Fassung: 

„§ 27 

(1) Die Urschrift der notariellen Urkunde 
bleibt, soweit sie in der Form einer Nieder¬ 
schrift verfaßt ist, in der Verwahrung des Notars. 

(2) Der Notar darf die Urschrift aushändigen, 
wenn glaubhaft gemacht wird, daß sie im Aus¬ 
land verwendet werden soll und sämtliche Per¬ 
sonen zustimmen, die Anspruch auf eine Aus¬ 
fertigung haben. Er soll in diesem Fall eine 
Ausfertigung zurückbehalten und auf ihr ver¬ 
merken, an wen und weshalb die Urschrift aus- 
gehändigt wurde. Die zurückbehaltene Ausferti¬ 
gung tritt an die Stelle der Urschrift. 

(3) Haben die Beteiligten bei einem Erbver¬ 
trag die besondere amtliche Verwahrung aus¬ 
geschlossen, so bleibt die Urkunde in der Ver¬ 
wahrung des Notars. Nach Eintritt des Erbfalls 
hat er die Urkunde an das Nachtaßgericht abzu- 
liefern, in dessen Verwahrung sie verbleibt" 
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20. § 28 wird durch folgende Vorschriften ersetzt: 


„3 a. Abschnitt. 

Prüflings- und Bel (durnngsp flicht dos Notars 
§ 28 

Der Notar hat bei der Beurkundung von. 
RedAsgc schälten darauf Bedacht zu nehmen, daß 
Irrtüimu und Zweifei vermieden sowie unerfah¬ 
rene und ungewandte Beieiihilo nicht benach¬ 
teiligt werden. Er hat zu diesem Zweck den 
Willen der Beteiligten sorgfältig zu ermitteln, 
den Sachverhalt möglichst voll ständig aufzuklä¬ 
ren, die Beteiligten über die rechtliche Tragweite 
das Geschäfts zu belehren und ihre Erklärungen 
klar und unzweideutig in der Niederschrift 
wiederzugeben. 


§ 28 a 

(1) Der Notar hat bei der Beurkundung von 
Erklärungen die Person der Beteiligten mit be¬ 
sonderer Sorgfalt festzusleilen, 

(2) Kennt der Notar die Beteiligten, so soll er 
dies in der Niederschrift angeben. Kennt er sie 
nicht, so soll er angeben, wie er sich Gewißheit 
über ihre Person verschafft hat. Bei der Vorlage 
eines Ausweises ist seine Gültigkeit, bei der 
Vorstellung der Beteiligten durch Dritte ist ihre 
Glaubv/ürdigkeit zu prüfen» Als Erknnnungszeu- 
gen sind regelmäßig nur solche Personen geeig¬ 
net, die der Notar selbst als zuverlässig kennt 
und die nicht an der den Gegenstand der Amts¬ 
handlung bildenden Arig Negern hei I beteiligt sind 
oder zu einem Beteiligten in näheren verwandt¬ 
schaftlichen oder sonstigen dom Notar bekann- 
t.en B ezi ehung en s t.ehe«. 

(3) Kami, sich der Notar über die Person, eines 
Beteiligten k e i ne v o 1 X o ( .1 e w j B i i e i t vor sch a f f en, 
so soll, et die Vornahme des Geschäfts in der 
Regel ahbümen. Nimmt r • mR Vm langen die 
Am tsh a ndju.n g oh.ne ;: :■ ; e ; r *>erole Festedu :iq 
der Person vor. so so’i e\ d-e : in der Nieder¬ 
schrift unter Angabe des Sachverhalts und, der 
zur Feststellung der Person voroebmädeii Un¬ 
terlag cn a ng eb en. 

(4) Der Notar soll in der Urkunde die Person 
der Beteiligten so genau bezeichnen, daß Zwei¬ 
fel und Verwechslungen ausgeschlossen sind. 
Zur Unterscheidung häufig vorkommender 
Namen sind möglichst der Geburtstag und die 
genaue Wohnung, bei verheirateten Frauen ihr 
Mädchenname beizufügen. 

§ 28 b 

(1) Vor der Beurkundung von Rechtsgeschäf¬ 
ten soll sich der Notar von der Geschäftsfähig¬ 
keit. der Beteiligten überzeugen. Sind. Erklärun¬ 
gen schwerkranker Personen zu beurkunden, so 
soll er die Tatsache der Erkrankung und seine 
Feststellungen über die Geschäftsfähigkeit in 
der Niederschrift angeben. 

(2) überzeugt sich der Notar davon, daß ein 
Beteiligter die erforderliche Geschäftsfähigkeit 


nicht besitzt, so hat er die Beurkundung abzu- 
iehnen. Bleibt, er im Zweifel, so soll er dies in 
der Niederschrift feststellen. 

§ 28 c 

(1) Bei der Beurkundung von Rechtsgeschäf¬ 
ten soll der Notar die Vertreiungsmacht und die 
Verfügungsbefugnis der Beteiligten prüfen. Be¬ 
stehen Zweifel, so soll er die Beteiligten über 
die Rechtslage belehren und einen entsprechen¬ 
den Vorbehalt in die Urkunde auf nehmen. 

(2) Stellt der Notar fest, daß die Vertretungs¬ 
macht oder Verfügungsbefugnis fehlt und daß 
auch eine nachträgliche Genehmigung durch die 
Berechtigten nicht möglich ist, so hat er die Be¬ 
urkundung abzulehnen. 

(3) Bei der Verhandlung vor gelegte Voll¬ 
machten und Ausweise über die Berechtigung 
eines gesetzlichen Vertreters soll der Notar in 
Urschrift oder in beglaubigter Abschrift der Nie¬ 
derschrift beifügen. Ergibt sich die Vertretungs¬ 
berechtigung aus einer Eintragung im Handels¬ 
register oder in einem ähnlichen Register, so 
genügt eine Bescheinigung des Notars nach § 23. 

(4) Bei Rechtsgeschäften Minderjähriger soll 
der Notar in der Regel deren Alter in der Ur¬ 
kunde angeben, auch wenn die Erklärungen 
durch einen Vertreter abgegeben werden.. 

§ 28 d 

Bedarf ein Geschäft der Genehmigung oder 
Bestätigung durch eine Behörde, so soll der No¬ 
tar die Beteiligten darauf hinweisen und dies in 
der Niederschrift vermerken. Dies gilt auch, 
wenn der Notar über die Notwendigkeit der 
Genehmigung oder Bestätigung Zweifel hegt. 

§ 28 e 

(1) Bestellen in anderen als den in den §§ 28b 
bis 28 d bezeichneten Fällen Zweifel, ob das Ge¬ 
schäft mit den gesetzlichen Vorschriften im Ein¬ 
klang steht, ob es nichtig ist oder ob es dem 
wahren Willen der Beteiligten entspricht, so hat 
der Notar seine Bedenken mit den Beteiligten 
zu erörtern. 

(2) Bleibt der Notar über die Gültigkeit des 
Geschäfts im Zweifel und bestehen die Beteilig¬ 
ten auf der Beurkundung, so soll der Notar die 
Belehrung und die dazu abgegebenen Erklärun¬ 
gen der Beteiligten in der Niederschrift ver¬ 
merken. 

§ 28 f 

(1) Die Bestimmungen über die Feststellung 
der Person (§ 28 a) gelten auch bei der Beglaubi¬ 
gung einer Unterschrift oder eines Handzeichens. 
Kennt der Notar die Beteiligten, so braucht er 
dies im Beglaubigungsvermerk jedoch nicht an¬ 
zugeben. 

(2) Bei der Beglaubigung einer Unterschrift 
oder eines Handzeichens hat der Notar : ±e Ur¬ 
kunde darauf zu prüfen, ob Gründe bestehen, 
seine Amtstätigkeit nach § 15 Abs. 2, § 17 zu 
versagen. Zu einer weitergehenden Prüfung ist 
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der Notar nur auf Grund eines besonderen Auf¬ 
trags verpflichtet; ohne einen solchen Auftrag 
ist er den Beteiligten in keinem Fall wegen un¬ 
terbliebener Prüfung des Inhalts der Urkunde 
verantwortlich 

(3) Unterschriften oder Handzeichen ohne zu¬ 
gehörigen Text soll der Notar nur dann beglau¬ 
bigen, wenn die Beteiligten glaubhaft machen, 
daß sie die Beglaubigung vor der Festlegung 
des Urkundeninhalts benötigen, und wenn ein 
Mißbrauch nicht zu befürchten ist. In dem Be¬ 
glaubigungsvermerk ist anzugeben, daß bei der 
Beglaubigung ein durch die Unterschrift oder 
das Handzeichen gedeckter Text nicht vorhan¬ 
den war. 

§ 28 g 

Bei der Beurkundung der Veräußerung von 
Grundstücken, an denen ein gesetzliches Vor¬ 
kaufsrecht besteht, soll der Notar die Beteilig¬ 
ten auf das Bestehen und die Bedeutung des 
Vorkaufsrechts hinweisen. 

§ 28 h 

(1) Beurkundet der Notar Rechtsvorgänge, die 
unter das Grunderwerbsteuergesetz oder das 
Kapitalverkehrsteuergesetz fallen, so soll er die 
Beteiligten darauf hinweisen, daß die Eintra¬ 
gung im Grundbuch oder im Handelsregister erst 
vorgenommen wird, wenn die Unbedenklich¬ 
keitsbescheinigung des Finanzamts vorliegt. 

(2) Soweit gerichtliche Handlungen von der 
Vorauszahlung oder Sicherstellung der Kosten 
abhängig sind, soll der Notar auch darauf hin¬ 
weisen. 

§ 28 i 

(1) Bei Geschäften, die im Grundbuch einge¬ 
tragene Rechte zum Gegenstand haben, soll sich 
der Notar darüber vergewissern, ob die Betei¬ 
ligten eine zuverlässige Kenntnis des Grund¬ 
buchstandes besitzen. Kann er diese Gewißheit 
nicht erlangen, so soll er die Beteiligten, falls er 
nicht selbst den Grundbuchinhalt feststellt, über 
die Notwendigkeit der Grundbucheinsicht be¬ 
lehren und die Beurkundung nur vornehmen, 
wenn die Beteiligten trotz Belehrung über die 
damit verbundenen Gefahren auf einer soforti¬ 
gen Beurkundung bestehen. 

(2) Bei der Beurkundung oder Beglaubigung 
der Abtretung oder Belastung eines Briefpfand¬ 
rechts soll der Notar in der Urkunde feststellen, 
ob der Brief Vorgelegen hat. 

§ 28 k 

(1) Vor der Beurkundung einer Auflassung 
oder der Bestellung oder Übertragung eines 
grundstücksgleichen Rechts soll der Notar das 
Grundbuch oder eine beglaubigte Abschrift des 
Grundbuchs einsehen. Er kann sich dabei einer 
anderen Person bedienen, wenn ihm diese als 
hinreichend sachkundig und zuverlässig bekannt 
ist; seine Verantwortlichkeit wird hierdurch 
nicht gemindert. Die Einsicht einer Grundbuch¬ 
abschrift genügt nur dann, wenn diese in jüng¬ 
ster Zeit ausgestellt oder berichtigt und es nach 


den Umständen unwahrscheinlich ist, daß in der 
Zwischenzeit Änderungen vorgenommen wor¬ 
den sind. 

(2) Der Notar soll in der Urkunde angeben, 
daß er den Grundbuchinhalt festgestellt oder 
eine beglaubigte Grundbuchabschrift eingesehen 
hat. Den Tag der Ausstellung oder Richtigstel¬ 
lung einer Grundbuchabschrift soll er in der Ur¬ 
kunde vermerken. 

(3) Mit Einverständnis der Beteiligten kann 
der Notar von der Einsichtnahme in das Grund¬ 
buch oder in eine Grundbuchabschrift absehen. 
Das Einverständnis soll in der Niederschrift ver¬ 
merkt werden. 

§ 28 1 

Hat der Notar Erklärungen beurkundet, die 
zur Einreichung bei dem Grundbuchamt oder Re¬ 
gistergericht bestimmt sind, so soll er, wenn die 
Beteiligten nichts anderes verlangen, die Ur¬ 
kunde, sobald sie eingereicht werden kann, un¬ 
verzüglich dem Grundbuchamt oder Register¬ 
gericht einreichen. Wünschen die Beteiligten 
eine spätere Einreichung, so soll der Notar sie 
erforderlichenfalls auf die Gefahren einer ver¬ 
späteten Einreichung hinweisen." 

21 . § 30 erhält folgende Fassung: 

„§ 30 

(1) Die Aufsichtsbehörde kann dem Notar auf 
seinen Antrag für die Zeit seiner Abwesenheit 
oder Verhinderung einen Vertreter bestellen; 
die Bestellung kann auch von vornherein für die 
während eines Kalenderjahrs eintretenden Be¬ 
hinderungsfälle ausgesprochen werden (ständi¬ 
ger Vertreter). 

(2) Im Fall der vorläufigen Amtsenthebung 
kann ein Vertreter auch ohne Antrag bestellt 
werden. Dies gilt auch, wenn ein Notar es un¬ 
terläßt, die Bestellung eines Vertreters zu be¬ 
antragen, obwohl er infolge eines körperlichen 
Gebrechens oder wegen Schwäche seiner kör¬ 
perlichen oder geistigen Kräfte zur ordnungs¬ 
gemäßen Ausübung seines Amtes vorüber¬ 
gehend unfähig ist. 

(3) Zum Vertreter darf nur bestellt werden, 
wer fähig ist, das Amt eines Notars zu beklei¬ 
den. Die ständige Vertretung soll nur einem 
Notar, Notarassessor oder Notar außer Dienst 
übertragen werden; als ständiger Vertreter 
eines Anwaltsnotars kann nach Anhörung der 
Notarkammer auch ein Rechtsanwalt bestellt 
werden. Es soll — abgesehen von den Fällen 
des Absatzes 2 — nur bestellt werden, wer von 
dem Notar vorgeschlagen und zur Übernahme 
des Amtes bereit ist. Für den Notar kann auch 
ein nach §§ 1910, 1911 des Bürgerlichen Gesetz¬ 
buchs bestellter Pfleger den Antrag stellen und 
den Vertreter vorschlagen. 

(4) Auf den Vertreter sind die für den Notar 
geltenden Vorschriften entsprechend anzuwen¬ 
den, soweit nicht nachstehend etwa« anderes be¬ 
stimmt ist. - 
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22. § 31 Abs. 1 erhall folgende Fassung: 


23. 


Der Vor Ire Um wird durch schrill liehe Ver¬ 
fügung bestell i... Fr hui, so lern er nicht, schon als 
Notar vereidig!, ist, vor bo?n Beginn der Ver¬ 
tretung vor dein Präsidse.eo des Landgerichts 
den Am (seid (§ 14) zu ieislen. Ist er schon ein¬ 
mal als Verl.ro! er eines Notars nach § 14 ver¬ 
eidigt. worden, so genüg! es, wenn er auf den 
früher geleisteten Eid hinge wiesen wird." 

Nach § 32 werden folgende Vorschriften einge¬ 
fügt: 

„§ 32 a 


Für vonnögonsrochfliehe Streitigkeiten zwi¬ 
schen dem Notar und (lern Nolar Vertreter, welche 
die Vergütung oder die ffaflung für Amtspflicht- 
Verletzungen betreffen, sind die Landgerichte 
ohne Rücksicht auf den Wert, des Streitgegen¬ 
standes ausschließlich zuständig. Eine erweiterte 
Zuhass io Lei! von Rechlsrnii iel.n nach den Vor¬ 
schriften in § 611 o. Abs. 4 und § 547 Abs. 1 Nr.2 
der Zivilprozeßordnung wird hierdurch nicht be¬ 
gründet. 

§ 32 b 


Der Notar hat dem ihm von Amts wegen be¬ 
stellten Vertreter (§ 30 Abs. 2) eine angemes- 
s e n e V e r g ü lii n g z u z a hier»," 


2a. ln § 33 A.bs. 1 wird Satz 3 gestrichen. 

25. § 34 Ab s . 5 erhaj L fOIg c>nde Fassu i ig: 

„(5) Die Kosten für die Erteilung von Aus¬ 
fertigungen oder Abschriften stehen, wenn die 
Akten durch einen Notar verwahrt werden, die¬ 
sem und, wenn ehe Akten durch das Amtsgericht 
verwahrt werden, der Staalskasse zu." 

26. Die Überschrift des 5. Abschnitts erhält folgende 
Fassung: 

„5. Abschnitt 

Erlöschen des Amtes. Vorläufige Amts¬ 
enthebung. Not a r i a f s v e r wes e r ". 

27. § 36 erhält folgende Fassung: 

„§ 36 

Das Amt des Notars erlischt durch 

1. Tod, 

2. Entlassung (§ 36 a), 

3. Wegfall der Zulassung als Rechtsanwalt im 
Fall des § 3 Abs. 2, 

4. Ausschließung aus der Rechtsanwaltschaft 
im Fall des § 3 Abs. 3, 

5. Amtsverlust infolge strafgerichtlicher Ver¬ 
urteilung (§ 37), 

6. Amtsenthebung (§ 38), 

7 . Entfernung aus dem Amt durch disziplinär- 
gerichtliches Urteil (§ 70).“ 

28. Nach § 36 wird folgender § 36 a eingefügt: 

„§ 36 a 

Der Notar kann jederzeit seine Entlassung aus 
dem Amt verlangen. Das Verlangen muß der 
Landesjustizver wallung schriftlich erklärt, wer¬ 


den. Die Entlassung ist von der Landesjustizver- 
waltung für den beantragten Zeitpunkt auszu- 

sprcchen." 

29. § 37 erhält folgende Fassung: 

.§ 37 

Eine stratgerichtliche Verurteilung hat für den 
Notar den Amtsverlust in gleicher Weise zur 
Folge wie für einen Landes justiz he amten." 

30. § 38 erhält folgende Fassung: 

„§ 38 

(1) Der Notar ist seines Amtes zu entheben, 

1. wenn die Voraussetzungen des §5 Weg¬ 
fällen oder sich nach der Bestellung 
herausstellt, daß diese Voraussetzun¬ 
gen zu Unrecht als vorhanden ange¬ 
nommen wurden; 

2. wenn eine der Voraussetzungen vor- 
licgt, unter denen die Ernennung eines 
Landesjustizbeamten nichtig ist, für 
nichtig erklärt oder zurückgenommen 
werden muß; 

3. wenn er sich weigert, den in § 14 vor¬ 
geschriebenen Amtseid zu leisten; 

4. wenn er ein besoldetes Amt übernimmt 
und die Zulassung nach § 9 Abs. 1 
Satz 2 im Zeitpunkt der Entschließung 
der Landesjustizver wallung über die 
Amtsenthebung nicht vorliegt; 

5. wenn er durch gerichtliche Anordnung 
in der Verfügung über sein Vermögen 
beschränkt ist; 

6. wenn er infolge eines körperlichen Ge¬ 
brechens oder wegen Schwäche seiner 
körperlichen oder geistigen Kräfte zur 
ordnungsmäßigen Ausübung seines 
Amtes dauernd unfähig ist; 

7. wenn seine wirtschaftlichen Verhält¬ 
nisse oder die Art seiner Wirtschafts¬ 
führung die Interessen der Rechtsuchen¬ 
den gefährden. 

(2) Liegt eine der Voraussetzungen vor, unter 
denen die Ernennung eines Landesjustizbeamten 
für nichtig erklärt oder zurückgenommen wer¬ 
den kann, so kann auch der Notar seines Amtes 
enthoben werden. 

(3) Die Amtsenthebung geschieht durch die 
Landes] ustizverwaltung nach Anhörung der 
Notarkammer. Der Notar ist vorher zu hören. In 
den Fällen des Absatzes 1 Nr. 6 und 7 ist die 
Feststellung, ob die Voraussetzungen für die 
Amtsenthebung vorliegen, auf Antrag des No¬ 
tars durch Entscheidung des Disziplinargerichts 
zu treffen; der Antrag ist nur innerhalb eines 
Monats zulässig, nachdem dem Notar eröffnet 
ist, daß und aus welchem Grunde seine Amts¬ 
enthebung in Aussicht genommen sei." 

31. Nach § 39 Abs. 3 wird folgender neuer Absatz 4 
eingefügt: 

„(4) Wird der Amtssitz eines Notars in einen 
anderen Amtsgerichtsbezirk innerhalb derselben 
Stadtgemeincie verlegt, so bleiben die Akten 
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und Bücher in seiner Verwahrung. Die Siegel 
u a d S1. e rn [ > c 1 s i n d n i ch 1 a b z u 1 i e f e rn. “ 

32. Der bisherige Absatz 4 des § 39 wird Absatz 5 
und erhält folgende Fassung: 

,,|ü) Die Abgabe von Notariatsaklen an ein 
S!.aaF:ard):v und die Vernichtung von Notariats« 
ak i.i -n roge 1.i. d i e Lora 1 c s j11 s t i z ve r w a 11. ung . S i nd 
Nol.iiriai.saM.cn an ein Staatsarchiv abgegeben 
worden, so werden Ausfertigungen, vollstreck- 
bare Aindci Ligiragen und Abschriften, wenn es 
sich um lhi:.:iodcn eines noch in seinem An.it 
bci;.ndl;dvm Noinrs o,k i um Urkunden handelt, 
die auf bn;;vi des Abs d/es 1 Satz 2 einen] an¬ 
deren Nolar zur Verwahrung übergeben waren, 
vom Notar, sonst von dein Amtsgericht erteilt, 
in dessen Bezirk der Notar seinen Sitz hatte. 
Die Vorschriften des § 34 Abs. 4 und 5 dieses 
Gesetzes sowie des § 727 Abs. 3 der ZivilprozeB- 
o r d n u n g g e J t e n e n t ;s p r e <. k e n d." 

33 . § 40 wird gestrichen. 

34. § 4J erhalt folgende Passung: 

.,§ 41 

(1) Mit dem Erlöschen des Amtes verliert der 
Notar die Befugnis, die Bezeichnung »Notar' zu 
führen. Die Bezeichnung darf auch nicht mit 
einem auf das Erlöschen des Amtes hinweisen¬ 
den Zusatz geführt werden. 

(2) Ist das Amt eines zur hauptberuflichen 
Amtsu 11 sübung beste 1! Len Notars d u r ch En 11as- 
srmg {§ 26 a) oder durch Amtsenthebung aus den 
in § 38 Abs. 1 Nr, B bezeichne ton Gründen er¬ 
loschen, so kann die Eandesjustizverwaltung 
dem früheren Notar die Erlaubnis erteilen, seine 
Amtsbezeichnung ,Notar’ mit dem Zusatz »außer 
Dienst (a. D.}' w e i i. e rz u f ü h ren. Das g 1 e i die gilt 
für einen Anwail.snoi.ar, sofern ihm nach Ver¬ 
zicht seiner Redde aus der Zulassung zur Rechts- 
anwaltschait die Erlaubnis erteilt worden ist, 
sich weiterhin Rechtsanwalt zu nennen. 

(3) Die LandesjustizVerwaltung kann die Er¬ 
laubnis zur Führung der Bezeichnung ,Notar 
außer Dienst, zurücknehmen, wenn Umstände 
vorliegen, die bei einem Notar das Erlöschen 
des Amtes aus den in § 36 Nr. 5 und 7 oder 
in § 38 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 und 7 bezeichnten 
Gründen nach sich ziehen würden. Vor der Zu¬ 
rücknahme ist der frühere Notar zu hören. Wird 
bei einem früheren AnwoKsaotar die Erlaubnis, 
sich weitorh n Recl \ I.s äi iwaI i zu nenncn, zurück« 
genommen, so erlischt zugleich die Befugnis, 
sich »Notar außer Dienst’ zu nennen." 

35 . Nach § 41 wird folgender § 41 a eingefügt: 

„§ 41 a 

(1) Ist das Amt. eines zur hauptberuflichen 
Amtsausüb ung bestell teil Notars erloschen oder 
ist sein Amtssitz verlegt worden, so bedarf ein 
ariderer an dem Amtssitz bereits ansässiger No¬ 
tar der Genehmigung der Lande s j u s t iz v e r w a 1 - 
tung, wenn er seine Geschäftsstelle in Räume 
des ausgeschiedenen Notars verlegen oder einen 


in einem besonderen Vertrauensverhältnis ste¬ 
henden Angestellten in seine Geschäftsstelle 
übernehmen will. 

(2) Die Gültigkeit der aus Anlaß der Über¬ 
nahme oder Anstellung abgeschlossenen Rechts¬ 
geschäfte wird durch einen Verstoß gegen die 
Vorschrift des Absatzes i nicht berührt/ 

36. § 4.2 erhält folgende Fassung: 

„§ 42 

(1) Der Notar kann von der Aufsichtsbehörde 
vorläufig seines Amtes enthoben werden, 

t. wenn gegen ihn ein Entmündigungs¬ 
verfahren eingeleitet ist? 

2. wenn sie die Voraussetzungen des § 38 
für gegeben hält; 

3. wenn er sich länger als zwei Monate 
ohne Zustimmung der Aufsichtsbehörde 
außerhalb seines Amtssitzes aufhält. 

(2) Ein Notar, der zugleich Rechtsanwalt ist, 
kann auch ohne Einleitung eines förmlichen 
Disziplinarverfahrens durch das Disziplinarge¬ 
richt vorläufig seines Amtes enthoben werden, 
wenn gegen ihn ein ehrengerichtliches Verfah¬ 
ren nach der Bundesrechtsanwaltsordnung ein- 
gelcitet worden ist. Die Vorschriften über die 
vorläufige Amtsenthebung nach Einleitung eines 
förmlichen Disziplinarverfahrens gelten entspre¬ 
chend. 

(3) Wird ein Notar, der zugleich Rechtsan¬ 
walt ist, nach Einleitung eines Disziplinarver¬ 
fahrens vorläufig seines Amtes als Notar ent¬ 
hoben, so kann das Disziplinargericht gegen ihn 
ein Berufs- oder Veriretungsverbot verhängen, 
wenn zu erwarten ist, daß im Disziplinarverfah¬ 
ren gegen ihn auf Entfernung aus dem Amt {§70 
Abs. 1) erkannt werden wird. 

(4) Die Wirkungen der vorläufigen Amtsent¬ 
hebung treten kraft Gesetzes ein, 

1. wenn gegen einen Notar im Strafver¬ 
fahren die Untersuchungshaft verhängt 
ist, für deren Dauer; 

2, wenn gegen einen Notar, der zugleich 
Rechtsanwalt ist, ein Berufs- oder Ver¬ 
tretungsverbot nach § 150 der Bundes- 
rechtsanwaitsordnung verhängt ist, für 
dessen Dauer. 

(5) Die Vorschriften über die vorläufige Amts¬ 
enthebung eines Notars nach Einleitung eines 
Disziplinarverfahrens bleiben unberührt/ 

37. Nach § 43 werden folgende Vorschriften einge¬ 
fügt: 

„§ 43 a 

(1) Ist das Amt eines zur hauptberuflichen 
Amtsausübung bestellten Notars erloschen oder 
ist sein Amtssitz verlegt worden oder übt im 
Fall des § 9 Abs. 1 Satz 2 ein zur hauptberuf¬ 
lichen Amtsausübung bestellter Notar sein Amt 
nicht persönlich aus, so soll in der Regel an 
seiner Steile ein Notarassessor oder eine son¬ 
stige zum Amt eines Notars befähigte Person 
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damit betraut werden, das Amt des Notars vor¬ 
üb errjehond wa h r/. un(dunen (NoLariatsverweser). 
Ist ein Notar vorläufig seines Amtes enthoben, 
so kann ein No !uri als verweser bestellt werden, 
wenn die Bestellung eines Notarvertreters 
(§ 30 Abs. 2 Sat/. 1) nie hl /weck mäßig erscheint. 

(2) Ist ein An waltsnola r durch Gr löschen des 
Amtes auscjosdiiiulen, so kann an seiner Stelle 
zur Abwicklung der Notarialsgcschäfte bis zur 
Dauer eines Jahres ein Notariatsverweser be¬ 
stellt worden, wenn hierfür ein Bedürfnis be¬ 
steht. Innerhalb der ersten drei Monate ist der 
Notariatsverweser berechtigt, auch neue No¬ 
tariats ge schattig vorzunehmen. Wird zur Ab¬ 
wicklung der AnwaltskanzleL ein Abwickler be¬ 
stellt, so kann dieser auch mit der Abwicklung 
der Notarialsgcschäfte als Notariatsverweser 
betraut werden. 

(3) Notarassessoren sind verpflichtet, das Amt 
eines Notariatsverwesers zu übernehmen. 

§ 43 b 

di Der Notariatsverweser untersteht, soweit 
nichts anderes bestimmt ist, den für die Notare 
geltenden Vorschriften, 

(2) Der Notariatsverweser wird von der Lan¬ 
desjustizverwaltung durch Aushändigung einer 
Bestallungsurkunde bestellt. Er hat, sofern er 
nicht schon als Notar vereidigt ist, vor der Über¬ 
nahme seines Amtes vor dem Präsidenten des 
Landgerichts den Amtseid (§ 14) zu leisten. § 31 
Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend. 

§ 43 c 

(1) Der Notariatsverweser übernimmt die Ak¬ 
ten und Bücher dos Notars, an dessen Stelle er 
bestellt ist, sowie die dem. Notar amtlich über¬ 
gebenen Urkunden und Wertgegenstände; sind 
bei der Bestellung des Notariats Verwesers die 
Akten und Bücher bereits von dem Amtsgericht 
in Verwahrung genommen (§ 39 Abs. 1 Satz 1), 
so sind sie in der Regel zu rüdezu geben. 

(2) Der Notariats verwes er führt die von dem 
Notar begonnenem Amts ge schäfte fort. Die Ko¬ 
stenforde ru nge n s Leb en dem No ta ri a t sverwe ser 
zu, soweit sie nach Übernahme der Geschäfte 
durch ihn fällig werden. Er muß sich jedoch im 
Verhältnis zum Kosten schul einer die vor der 
Übernahme der Geschäfte an den Notar gezahl¬ 
ten Vorschüsse anrechnen lassen. 

(3) Sow eit die Kos tenforde rangen dem ausge¬ 
schiedenen Notar oder dessen Rechtsnachfolger 
zustehen, erteilt der Notariats verweser die voll¬ 
streckbare Ausfertigung der Kostenberechnung 
(§ 155 der Kostenordnung); lehnt er die Ertei¬ 
lung ab, so steht dem Notar oder dessen Rechts¬ 
nachfolger die Beschwerde nach § 156 der Ko- 
stenordnung zu. Ist dem Notar ein anderer 
Amtssitz zugewiesen, so bleibt er neben dem 
Notariatsverweser zur Erteilung der vollstreck¬ 
baren Ausfertigung befugt. Der Notariatsver¬ 
weser hat ihm Einsicht in die Bücher und Akten 
zu gewähren; die dadurch entstehenden Kosten 
trägt der Notar. 


§ 43 d 

(1) Der Notariats verweser führt sein Amt auf 
Rechnung der Notarkammer gegen eine von die¬ 
ser im voraus fest zusetzen de angemessene Ver¬ 
gütung. Er hat mit der Notarkammer, soweit 
nicht eine andere Abrede getroffen wird, monat¬ 
lich abzurechnen. Führt er die der Notarkammer 
zukommenden Beträge nicht ab, so können diese 
wie rückständige Beiträge beigetrieben werden. 

(2) Die Notarkammer kann ein Aufrechnungs- 
Oder Zurückbehaltungsrecht an den Bezügen des 
Notariatsverwesers nur insoweit geltend ma¬ 
chen, als diese pfändbar sind oder als sie einen 
Anspruch auf Schadensersatz wegen vorsätz¬ 
licher unerlaubter Handlung hat. 

(3) Die Notarkammer kann im Einzelfall eine 
von Absatz 1 Satz 1 und 2 abweichende Rege¬ 
lung treffen. Absatz 2 ist in diesem Fall nicht 
anwendbar. 

§ 43 e 

Die Überschüsse aus den auf Rechnung der 
Notarkammer geführten Notariatsverweser¬ 
schaf ten müssen ausschließlich zugunsten der 
Fürsorge für die Berufsangehörigen und ihre 
Hinterbliebenen verwendet werden. 

§ 43 1 

(1) Für eine Amtspflichtverletzung des Nota¬ 
riatsverwesers haftet die Notarkammer dem Ge¬ 
schädigten neben dem Notariatsverweser als 
Gesamtschuldner; im Verhältnis zwischen der 
Notarkammer und dem Notariatsverweser ist 
dieser allein verpflichtet. Das gleiche gilt, so¬ 
weit der Notariatsverweser nach § 35 oder § 21 
Abs. 2 für Arntspüichtverlelzungen eines Ver¬ 
treters oder eines Notarassessors haftet. 

(2) Die Notarkammer hat sich und den Nota- 
riatsverweser gegen Verluste aus der Haftung 
nach Absatz 1 durch Abschluß einer Haftpflicht¬ 
versicherung zu sichern; die Ansprüche aus der 
Versicherung soll auch, der Notariatsverweser 
im eigenen Namen geltend machen können. 

(3) Eine Haftung des Staates für Amtspflicht¬ 
verletzungen des Notariatsverwesers besteht 
nicht. 

§ 43 g 

Für vermögensrechtliche Streitigkeiten zwi¬ 
schen der Notarkammer und dem Notariatsver¬ 
weser, welche die Vergütung, die Abrechnung 
(§ 43 d) oder die Haftung für Amtspflichtverlet¬ 
zungen betreffen, sind die Landgerichte ohne 
Rücksicht auf den Wert des Streitgegenstandes 
ausschließlich zuständig. § 32 a Satz 2 gilt ent¬ 
sprechend. 

§ 43 h 

(1) Der Notariatsverweser ist verpflichtet, 
einem Beauftragten der Notarkammer Akten 
und Bücher sowie die in seiner Verwahrung be¬ 
findlichen Urkunden zur Einsicht vorzulegen. 

(2) Die Prüfungsbefugnisse der Aufsichtsbe¬ 
hörde bleiben unberührt. 
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§ 431 

0 ) Das And eines nach § 43 a Abs. 1 bestell¬ 
ten Nolarioisverwesors endigt, wenn ein neuer 
Nolar beste!ii wird oder der vorläufig seines 
And es enthobene oder gemäß § 9 Abs, 1 Satz 2 
an der persönlichen Amts Ausübung verhinderte 
Nolar sein Amt wieder übernimmt. Die Amts be¬ 
leg n?s dos Notariat svoi 'wo.se rs dauert fort, bis 
ihm die Beendigung des Amtes vor) der Larides- 
jusiiz Verwaltung mil.gel.eilt ist. DieLandesjustiz- 
Verwaltung kann die Bestellung aus wichtigem 
Gründe vorzeitig widernden. 

(2) Das Amt eines nach § 43 a Abs. 2 bestell¬ 
ten Notariatsverwesers endigt mit Ablauf des 
Zeitraums, für den er bestellt ist. Absatz 1 Satz3 
gilt entsprechend. 

(3) übernimmt nach der Beendigung des Am¬ 
tes des Noturiaisverwesers der frühere Notar 
das Amt wieder oder wird dem neu bestellten 
Notar gemäß § 39 Abs. 1 Satz 2 die Verwahrung 
der Akten und Bücher übertragen, so führt, der 
Notar die von dem Notariatsverweser begonne¬ 
nen Aintsgesdiäfle fort. Die nach Übernahme 
des Amtes durch den Notar fällig werdenden 
Kostcnfordonmgen Steher diesem zu. Er muß 
sich jedoch im Verhältnis zum Kostenschuldner 
die vor der Übernahme des Amtes an den No¬ 
tariatsverweser gezahlten Vorschüsse anrechnen 
lassen. 

(4) Die dem Notariatsverweser zustehenden 
Koslenforderungcn werden nach der Beendigung 
seines Amtes von der Notarkammer im eigenen 
Namen eingezogen. §§ 154 bis 157 der Kosten¬ 
ordnung gelten entsprechend. Die Notarkammer 
kann den neu bestellten oder wieder in sein 
Amt eingesetzten Notar damit beauftragen, die 
ausstebenden Forderungen auf ihre Kosten ein- 
z erziehen." 

38. Der Zweite Teil erhält folgende Überschrift: 

„Notarkammern und Bunclesnotarkammer". 

39. An die Stelle der §§ 44 bis 64 treten folgende 
Vorschriften: 

„ 1. Abschnitt 
Notar k a mm e r n 
§ 44 

(1) Die Notare, die in einem Oberlandesge- 
richlsbezirk bestellt sind, bilden eine Notar¬ 
kammer. Die Landesregierung oder die von ihr 
bestimmte Stelle kann jedoch durch Rechts Ver¬ 
ordnung bestimmen, daß mehrere Oberlandes- 
gerkhlsbezirko oder Teile von Oberlandosge- 
riehtsbezirken oder ein OberlandcsgerichIsbezirk 
mit Teilen eines anderen Oberlandesgerichts¬ 
bezirks den Bezirk einen' Notarkrimmer bilden. 

(2) Die Notarkammer bat ihren Sitz am Ort 
des OberI.an desgerich 1 s. Im Fall des Absatzes 1 
Satz 2 bestimmt die Landesregierung oder die 
von ihi bestimmte Stelle den Sitz der Notar¬ 
kammer. 

§ 45 

(!) Die Not.arkarrimor ist eine Körperschaft 
des öffentlichen Rechts. Die Satzung der Notar- 
kammer und ihre Änderungen werden von der 


Versammlung der Kammer beschlossen; sie be¬ 
dürfen der Genehmigung der Landesjustizver¬ 
waltung. 

(2) Die Landes]ustizvexwaltung führt die 
Staatsaufsicht über die Notarkammer. Die Auf¬ 
sicht beschränkt sich darauf, daß Gesetz und 
Satzung beachtet, insbesondere die der Notar¬ 
kammer übertragenen Aufgaben erfüllt werden. 

(3) Am Schlüsse des Geschäftsjahrs legt die 
No t a r k am m e r cl e r 1. and es j us t i zve r w a i tung e i n en 
Berich! über ihre Tätigkeit im abgelaufenen Jahr 
und über die Lage der im Bereich der Kammer 
tätigen Notare und Notarassessoren vor. 

§ 45a 

(1) Die Notarkammer vertritt die Gesamtheit 
der in ihr zusammengeschlossenen Notare. Sie 
hat über Ehre und Ansehen ihrer Mitglieder zu 
wachen, die Aufsichtsbehörden bei ihrer Tätig¬ 
keit zu unterstützen, die Pflege des Notariats¬ 
rechts zu fördern und für eine gewissenhafte 
und lautere Berufsausübung der Notare und 
Notarassessoren zu sorgen. 

(2) Außer den der Notarkammer durch Gesetz 
zugewiesenen Aufgaben obliegt ihr, 

1. Mittel für die berufliche Fortbildung 
der Notare, ihrer Hilfskräfte und der 
Notarassessoren sowie für sonstige ge¬ 
meinsame Lasten des Berufsstandes 
bereitzustellen; 

2. die Ausbildung und Prüfung der Hilfs¬ 
kräfte der Notare zu regeln. 

(3) Die Notarkammer kann 

L Fü rso rgoeinriehtunge n, 

2. nach näherer Regelung durch die Lan¬ 
desgesetzgebung V ersorgungseinrich- 
tungen 
unterhalten. 

(4) Die Notarkammer hat ferner Gutachten zu 
erstatten, die die Landesjustiz Verwaltung, ein 
Gericht oder eine Verwaltungsbehörde des Lan¬ 
des in Angelegenheiten der Notare anfordert. 

§ 46 

Die Organe der Notarkainmer sind der Vor¬ 
stand und die Versammlung der Kammer. 

§ 46a 

(1) Der Vorstand nimmt, unbeschadet, der Vor¬ 
schrift des § 47, die Befugnisse der Notarkammer 
wahr. In dringenden Fällen beschließt er an 
Stelle der Versammlung der Kammer, deren Ge¬ 
nehmigung nachzuholen ist. 

(2) Der Vorstand besteht aus dem Präsiden¬ 
ten, seinem Stellvertreter und weiteren Mitglie¬ 
dern. Die Mitglieder des Vorstands werden von 
der Versammlung der Kammer auf vier Jahre 
gewählt. 

(3) Sind in dem Bezirk einer Notarkammer zur 
hauptberuflichen Amtsausübung bestellte Notare 
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und Anvv;)]|sno!are I »ostet tt, so müssen der Prä» 
sid ■;>) ;nul mindestens die Hälfte dei übrigen 
M i /. r] i i *■'(!( m de-; Vo r s f.a n d *> zu r h auplberuflichen 
A s t *! h au sü h iip g b os L o MI o No! are se in. 

§ 47 

f i) De»f P ri> s i d r*E \ t v e rt r i 11 d i e Ka mme r gerieh t- 
licb • :ul nidUmnäüil.lieh 

t 2) 1)or Pi äsicJent ver.m i i i eJt den geschäft 1 idien 
Verkehr den Kam .tri er und dos Vorstands. 

(3) Der Präsident führt in den Sitzungen des 
Vorstands und in der Versamin.!ung der Kammer 
den Vorsitz. 

M) Durch die Satzung können dem Präsiden¬ 
ten weitere Aufgaben übertragen werden. 

§ 47a 

(1) Die Versammlung der Kammer wird durch 
desi i*rasidente n einberufen. 

(2) Der Präsident muß die Versammlung der 
Kammer alljährlich einmal einberufen. Er muß 
sie lernen ein berufen, wenn ein Zehntel der Mit¬ 
glieder es schriftlich beantragt und hierbei den 
Gegenstand angibt, der in der Versammlung be¬ 
handelt werden soll. 

(3) Die Versammlung ist mindestens zwei 
Wochen vor dem Tage, an dem sie stattfinden 
soll schriftlich oder durch öffentliche Einladung 
in den Blättern, die durch die Satzung bestimmt 
sind, unter Angabe der Tagesordnung einzu- 
bernten. Der Tag, an dem die Einberufung ab- 
gosandt ist, und der Tag der Versammlung sind 
hierbei nicht mit zu rechnen. In dringenden Fäl¬ 
len kann der Präsident die Versammlung mit 
kürzerer Frist einberufen. 

(4) Der Versammlung obliegt insbesondere, 

1. die .Höhe und die Fälligkeit der Bei¬ 
träge zu bestimmen; 

2. die Mittel zu bewilligen, die erforder¬ 
lich sind, um den Aufwand für die ge¬ 
rn ei n s ch a Ft. li ch en Angel egenheiten zu 
bestreifen; 

3. die Abrechnung des Vorstands über 
die Einnahmen und Ausgaben der Käm¬ 
men sowie über die Verwaltung des 
Vermögens zu prüfen und über die 
En i 1 a s tu n g zu besdil i e f>en. 

§ 48 

Die näheren Bestimmungen über die Organe 
der Notarkammer und ihre Zuständigkeiten Lrifft 
die Satzung. 

§ 49 

(1) Die Notarkammer erhebt von den Notaren 
Beiträge, soweit dies zur Erfüllung ihrer Auf¬ 
gaben erforderlich ist. 

(2) Rückständige Beiträge können auf Grund 
einer von dem Präsidenten der Notarkamrner 
ausgestellten, mit der Bescheinigung der Voll- 
sti ockbarkext und dem Siegel der Kammer ver¬ 
sehenen Zahlungsaufforderung nach den Vor¬ 


schriften über die Vollstreckung der Urteile in 
bürg er 1 i dien Rechtsstrei tigkei ten eingezogen 
werden. 

§ 50 

(1) Die Notarkammer kann in Ausübung ihrer 
Befugnisse von den Notaren und Notarassesso¬ 
ren Auskünfte und das persönliche Erscheinen 
vor den zuständigen Organen der Kammer ver¬ 
langen. 

(2) Die Notarkammer kann zur Erzwingung 
der den Notaren oder Notarassessoren nach Ab¬ 
satz 1 obliegenden Pflicht zur Auskunft und 
zum persönlichen Erscheinen nach vorheriger 
schriftlicher Androhung Ordnungsstrafen bis zu 
dreihundert Deutsche Mark festsetzen. Die Ord¬ 
nungsstrafen fließen zur Kasse der Notarkam- 
mer; sie werden wie rückständige Beiträge bei¬ 
getrieben. 

§ 51 

(1) Die Notarkammer ist befugt, Notaren und 
Notarassessoren bei Ordnungswidrigkeiten 
leichterer Art eine Ermahnung auszusprechen, 

(2) Die Ermahnung ist zu begründen. Sie ist 
der Aufsichtsbehörde mitzuteilen. Das Recht der 
Aufsichtsbehörden zu Maßnahmen im Aufsichts¬ 
wege oder im Disziplinarwege bleibt unberühi't. 
Macht die Aufsichtsbehörde von diesem Recht 
Gebrauch, so erlischt die Befugnis der Notar¬ 
kammer; eine bereits ausgesprochene Ermah¬ 
nung wird unwirksam. 

(3) über Gegenvorstellungen des Notars oder 
Notarassessors entscheiden die Aufsichtsbehör¬ 
den. 

2. Abschnitt 
Bundesnotarkammer 

§ 52 

(1) Die Notarkammern werden zu einer Bun¬ 
desnotarkammer zusammengeschlossen. 

(2) Der Sitz der Bundesnotarkammer wird 
durch ihre Satzung bestimmt. 

§ 53 

(1) Die Bundesnotarkammer ist eine Körper¬ 
schaft des öffentlichen Rechts. 

(2) Der Bundesminister der Justiz führt die 
Staatsaufsicht über die Bundesnotarkammer. Die 
Aufsicht beschränkt sich darauf, daß Gesetz und 
Satzung beachtet, insbesondere die der Bundes¬ 
notarkammer übertragenen Aufgaben erfüllt 
werden. 

(3) Die Satzung der Bundesnotarkammer und 
ihre Änderungen, die von der Vertreterver¬ 
sammlung beschlossen werden, bedürfen der Ge¬ 
nehmigung des Bundesministers der Justiz. 

§ 54 

Die Bundesnotarkammer hat die ihr durch Ge¬ 
setz zugewiesenen Aufgaben zu erfüllen. Sie hat 
insbesondere 

1. in Fragen, welche die Gesamtheit der 
Notarkammern angehen, die Auffassung 
der einzelnen Notarkammern zu ermitteln 
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und im Wege gemeinschaftlicher Aus¬ 
sprache die Auffassung der Mehrheit fest¬ 
zustellen; 

2 . in allen die Gor.usnlheit der Notarkammern 

berührenden Angelegenheiten die Auffas¬ 
sung der eotui keenner den zustän¬ 

digen Gerichten und Behörden gegenüber 
zur Geltung zu bringen; 

3. die Gesundheit der Notarkümmern gegen¬ 
über Behörden und Organisationen zu ver¬ 
treten*, 

4. Gul ach ton zu erste Men, die eine an der Ge¬ 
setzgebung beieil Iglo Behörde oder Körper¬ 
schaft des Bundes oder ein Bundesgeridit in 
Angelegen heilen der Notare anfordert; 

5. durch Beschluß der Vertreterversammlung 
allgemeine Richtlinien für die Berufsaus- 
übimg der Notare auf zu stellen; 

6. Richtlinien für die Ausbildung der Hilfs¬ 
kräfte der Notare aufzustellen. 

§ 55 

Die Organe der Bundesnotarkammer sind das 
Präsidium und die Vertreterversammlung. 

§ 56 

Das Präsidium besteht aus dem Präsidenten, 
zwei Stellvertretern und vier weiteren Mitglie¬ 
dern. Der Präsident, ein Stellvertreter und zwei 
weitere Mitglieder müssen zur hauptberuflichen 
Amtsausübung bestellte Notare, ein Stellver¬ 
treter des Präsidenten und zwei Mitglieder An¬ 
waltsnotare sein. 

§ 57 

(1) Das Präsidium wird von der Vertreterver¬ 
sammlung gcwählt. Wählbar ist jedes Mitglied 
der Vertreterve rsommI ung. 

(2) Die Mitglieder des Präsidiums werden auf 
vier Jahre gewählt. Scheidet ein Mitglied vor¬ 
zeitig aus, so ist. in der auf sein Ausscheiden 
folgenden Vorü cüorv er sammln ng für den Rest 
seiner Wahlzoil ein neues Mitglied zu wählen. 

§ 58 

(1) Der Präsident vertritt die Bundesnotar¬ 
kammer gerichtlich und außergerichtlich. 

(2) In den Sitzungen des Präsidiums führt der 
Präsident den Vorsilz. 

(3) Das Präsidium ms taflet dem Bundesmini¬ 
ster der Justiz jährlich einen schriftlichen Bericht 
über die Tätigkeit dm Bundesnotarkaramer und 
des Präsidiums. Es zeigt ihm ferner das Ergebnis 
der Wahlen zum Präsidium an. 

§ 59 

(1) Die Bundesnotarkammer faßt ihre Be¬ 
schlüsse regelmäßig auf Vertretorversammlim- 

gen. 

(2) Die der Bundesnotarkammer in § 54 Nr. 4 
zugewiesenen Aufgaben erledigt das Präsidium 
nach Anhörung der Vertreterversammlung. In 
dringenden Fällen kann die Anhörung unter¬ 


bleiben; die Mitglieder sind jedoch unverzüglich 
von den getroffenen Maßnahmen zu unter¬ 
richten. 

§ 60 

Die Notarkammern werden in der Vertreter- 
Versammlung durch ihre Präsidenten oder durch 
ein anderes Mitglied vertreten. 

§ 61 

fl) Die Vertreterversammlung wird durch den 
Präsidenten einberufen. Er führt den Vorsitz in 
der Versammlung. Der Präsident muß sie ein¬ 
berufen, wenn das Präsidium oder mindestens 
drei Notarkammern es beantragen. Der Antrag 
der Notarkammern soll schriftlich gestellt wer¬ 
den und den Gegenstand angeben, der in der 
Vertreterversammlung behandelt werden soll. 

(2) In dringenden Fällen kann der Präsident 
die Vertreterversammlung mit einer kürzeren 
als der in der Satzung für die Einberufung vor¬ 
gesehenen Frist einberufen. Der Gegenstand, 
über den Beschluß gefaßt werden soll, braucht 
in diesem Fall nicht angegeben zu werden. 

(3) Beschlüsse der Vertreterversammlung kön¬ 
nen auch schriftlich oder telegrafisch gefaßt 
werden, wenn nicht mehr als drei Notarkam¬ 
mern widersprechen. 

§ 62 

(1) In der Vertreterversammlung hat jede 
Notarkammer eine Stimme, Im Fall des § 44 
Abs. 1 Satz 2 hat die Notarkammer so viele Stim¬ 
men, als sie Oberlandesgerichtsbezirke oder 
Teile von Oberlandesgerichtsbezirken umfaßt; 
jedoch bleibt hierbei ein Teil eines Oberlandes¬ 
gerichtsbezirks außer Betracht, wenn die Zahl 
der in ihm zugelassenen Notare geringer ist als 
die Zahl der Notare, die in einem nicht, zu der¬ 
selben Notarkammer gehörigen Teil des Ober¬ 
landesgerichtsbezirks zugclasscn sind. 

(2) Zu den Versammlungen können von jeder 
Nolarkammer so viele Notare entsandt werden, 
wie die Notarkammer Stimmen hat. Zu den Ver¬ 
sammlungen können darüber hinaus auch Notare 
zur gutachtlichen Äußerung zu einzelnen Fragen 
zugelassen werden. 

(3) Die Vertreterversammlung faßt ihre Be¬ 
schlüsse, soweit in diesem Gesetz oder in der 
Satzung nichts anderes bestimmt ist, mit der ein¬ 
fachen Mehrheit, der abgegebenen Stimmen. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vor¬ 
sitzenden den Ausschlag; bei Wahlen entscheidet 
das Los, 

(4) Die Ausführung von Beschlüssen unter¬ 
bleibt, wenn ihr eine Mehrheit von mindestens 
drei Vierteln der Vertreter, die hauptberufliche 
Notare sind, oder von mindestens drei Vierteln 
der Vertreter, die Anwaltsnotare sind, wider¬ 
spricht. 

§ 63 

Das Präsidium hat der Vertreterversammlung 
über alle wichtigen Angelegenheiten zu berich¬ 
ten. 
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§ 64 

Die Mitglieder des Präsidiums und der Ver- 
trctcrversammlung siucl ehrenamtlich tätig. 

§ 64 a 

Die näheren Beslimmungon über die Organe 
der Bundesnoto.-kammei und ihre Befugnisse 
trifft die Satzung. 

§ 64 b 

Die BundeimotarkiirnjiKir isi befugt, zur Er- 
feil ung der ihn durch Gesotz oder Satzung zu ge¬ 
wiesenen Aufgaben von den N o ! arkam * nein Be¬ 
richte und (hi!achten eiuzulordorn. 

§ 64 c 

(1) Die Bundesno Larkain in et erhebt von den 
Notrirkar, an orn Beitragu, die zur 1)ecfcuag des 
persönlichem und sachlichen Bi ••darin bestimmt 
sind. 

(2) Die Höbe der Beiträge wird von der Ver- 
t r e t e r v e r s a m m 1 u n g f e. stge s e I. v. I.." 

40. Die Überschrift des Dritten Teils erhält folgende 
Fassung: 

„Dritter Teil 

Au f s i d l t. Dis z i p 1 i n a r vo r fahre n ". 

41. § 65 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„ 3. der Landes]usLizvorwa 1 tung über sämtliche 
Notare und Notarassessoren des Landes." 

42. § 66 A h s. 2 e rli äl I. fo Ig en d e Fa s s u ng: 

„(2) Der Notar ist verpflichtet, den Aufsichts¬ 
behörden oder den von diesen beauftragten 
Richtern Akten, Verzeichnisse und Bücher sowie 
die in se; r * or Ver wa 1 1 n; ng berin dIidieo Urkunden 
zur Einsicht vor;; ul egen. Zur Durchsicht und Prü- 
fvmg der V er zeidm isse u n d Büdier sowie zur 
Prüfung der Kosten bei cdmungen und Abrech¬ 
nungen über G(4)ührcnabyaben und dergleichen 
dürfen auch Beamte der Justizverwaltung heran- 
gezoge :• i worderi; e < ne Aalsichtsbefu gms steht 
diesen Beamten nicht zu." 

43. § 67 erhält folgende Fassung: 

„§ 67 

Die Aidsiditsbehörden sind befugt, Notaren 
u nrj No lo rasa es s o ren bei C) i d n u ng s w i drigk ei ten 
oder Pflichlverhü.zringen leichhuer Art eine Miß- 
b i 11 i gu ng a u sz u sj> r c ch on . *' 

44. Die Oberschrift des 2. Abschnitts des Dritten 
Te i 1 s er hü 1I fo! < j e n d e Fa s s u n g: 

„ Diszi plina rverfa bren". 

45. An die Stelle der §§ 69 bis 74 treten die folgen¬ 
den V or s ch r i f ten: 

„§ 69 

Soweit in diesem Gesetz nidils Abweichendes 
bestimmt ist, sind die Disziplinär vor Schriften 
entsprechend anzu wenden, die für Landes jus liz- 
beamte ge!tan. Die in diesen Vorschriften den 
Dior is 1 v o r c j e s e tzi. e n z u g e w i e s en e n A ui g ab en 
nimmt die Aufsichtsbehörde wahr. Die Befug¬ 
nisse der Einlei tuugsbchörde oder der ihr 


entsprechenden Dienststelle werden von der 
Landesjustizverwaltung ausgeübt Zum Unter¬ 
suchungsführer kann nur ein planmäßiger Rich¬ 
ter der ordentlichen Gerichtsbarkeit bestellt 
werden. 

§ 70 

(1) Im Disziplinarverfahren können folgende 
Strafen verhängt werden: 

Warnung, 

Verweis, 

Geldbuße, 

Entfernung aus dem Amt. 

Die Disziplinarstrafen des Verweises und der 
Geldbuße können nebeneinander verhängt wer¬ 
den. 

(2) Gegen einen zur hauptberuflichen Amis- 
ausübung bestellten Notar kann als Disziplinar¬ 
strafe auch auf Entfernung vom bisherigen Amts¬ 
sitz erkannt werden. In diesem Fall hat die 
Landes Justiz Verwaltung dem Notar nach Rechts¬ 
kraft der Entscheidung, nachdem die Notar- 
kaoxmer gehört worden ist, unverzüglich einen 
anderen Amtssitz zuzuweisen. Neben der Ent¬ 
fernung vom bisherigen Amtssitz kann auch 
eine Geldbuße verhängt werden, 

(3) Gegen einen Anwallsnotar kann als Diszi¬ 
plinarstrafe auch auf Entfernung aus dem Amt 
auf bestimmte Zeit erkannt werden. In diesem 
Fall darf die erneute Bestellung zum Notar nur 
versagt werden, wenn sich der Notar in der 
Zwischenzeit eines Verhaltens schuldig gemacht 
hat, das ihn unwürdig erscheinen läßt, das Amt 
eines Notars wieder auszuüben. 

(4) Geldbuße kann gegen Notare bis zu zehn¬ 
tausend Deutsche Mark, gegen Notarasses¬ 
soren bis zu tausend Deutsche Mark verhängt 
werden. Beruht die Handlung, wegen der ein 
Notar oder Notarassessoi verurteilt wird, auf 
Gewinnsucht, so kann auf Geldbuße bis zum 
Doppelten des erzielten Vorteils erkannt werden. 

(5) Die Entfernung aus dem Amt (Absatz 1) 
hat bei einem Notar, der zugleich Rechtsanwalt 
ist, zugleich die Ausschließung aus der Rechts¬ 
anwaltschaft zur Folge. 

§ 71 

(1) Warnung, Verweis und Geldbuße können 
durch Disziplinär Verfügung der Aufsichtsbehör¬ 
den verhängt werden. 

(2) Geldbußen können vorn Präsidenten des 
Landgerichts nicht verhängt werden. 

§ 72 

Als Disziplinargerichte für Notare sind im 
ersten Rechtszug das Oberlandesgericht und im 
zweiten Rechtszug der Bundesgerichtshof zu¬ 
ständig, 

§ 73 

Sind in einem Land mehrere Oberlandes- 
gericht j errichtet, so kann die Landesregierung 
durch Reditsverordnung die Aufgaben, die in 
diesem Gesetz dem Oberlandesgericht als Diszi- 
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pünargo rieht zugewiesen sind, für die Bezirke 
aller oder mehrerer Oborlandesgerichte einem 
oder einigen der Oberinndesgerichte oder dem 
obersten Landescjerieht. Oberhagen, wenn dies 
der Sicherung einer ein heil liehen Rechtsprechung 
dienlich ist. 

§ 74 

Das Oberiandesgerieht entscheidet in Diszipli- 
narsachen gegen Notare in der Besetzung mit 
dorn Vorsitzenden, einem Beisitzer, der plan¬ 
mäßig anrjesl.elll.er Richter ist, und einem Bei¬ 
sitzer, der Notar ist. 

§ 75 

Der Vorsitzende und seine Stellvertreter, die 
mindeste n s Sena I spräs 1 den I.en sein müssen, so¬ 
wie die ri chlor liehen Beisitzer und ihre Stellver¬ 
treter werden von dem Präsidium des Ober¬ 
landesgerichts ans der Zahl der ständigen Mit¬ 
glieder des Oberlandesgerichls auf die Dauer 
von vier Jahren bestellt. Im übrigen gelten 
§§ 62 bis 67 und 69 des Gerichtsverfassungs¬ 
gesetz c s e n i. sp r e c h on d. 

§ 75 a 

(1) Die Beisitzer aus den Reihen dpr Notare 
werden von der Land es Justiz Verwaltung ernannt. 
Sie werden einer Vorschlagsliste entnommen, 
die der Vorstand der Noiarkanmier der Landes- 
juslizverwalhi n g (> i i:ä rei chL Die L a ndes j u s ti zVer¬ 
waltung bestimmt, welche Zahl von Beisitzern 
erforderlich ist; sie hat vorher den Vorstand der 
No Larkam rn er zu hören. Die Vorschlagsliste des 
Vo r sta nd es d e r No [ a r Ic a m me r m i j ß mindestens 
die Hälfte mehr als die er!Order.liehe Zahl von 
Notaren enthalten. IJmI:aßI ein Ober 1 andesgeri ch t 
m oh r er e B < vz i r k e von NoI a r k ain rne rn oder Teile 
von solchen Bezirken, so verteilt die Landes- 
Justiz Verwaltung die Zahl der Beisitzer auf die 
Bezirke der einzelnen Notarkammern 

(2) Die Beisitzer dürfen nicht gleichzeitig dem 
Vorstand der Notarkamracr angehören oder bei 
der Notarkammer im Haupt- oder Nebenberuf 
tätig sein. 

(3) Zum Beisitzer kann nur ein Notar ernannt 
werden, der das fünfunddreißigste Lebensjahr 
vollendet hat und seit mindestens fünf Jahren 
ohne Unterbrechung als Notar tätig ist. 

(4) Zum Beisitzer kann nicht ernannt, werden 
ein Notar, 

1. bei dem die Voraussetzungen für eine 
vorläufige Amtsenthebung gegeben 
sind, 

2. gegen den ein Disziplinarverfahren 
oder, sofern der Notar zugleich als 
Rechtsanwalt zugelassen ist, ein ehren¬ 
gerichtliches Verfahren eingeleitet ist, 

3. gegen den die öffentliche Klage wegen 
einer strafbaren Handlung, welche die 
Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Ämter zur Folge haben kann, erhoben 
ist, 


4. der in den letzten fünf Jahren in 
einem Disziplinarverfahren oder, sofern 
der Notar zugleich als Rechtsanwalt 
zugelassen ist, in einem ehrengericht¬ 
lichen Verfahren mit einem Verweis 
oder einer Geldbuße bestraft worden 
ist. 

(5) Die Beisitzer werden für die Dauer von 
vier Jahren ernannt; sie können nach Ablauf 
ihrer Amtszeit wieder berufen werden. Scheidet 
ein Beisitzer vorzeitig aus, so wird für den Rest 
der Amtszeit ein Nachfolger ernannt. 

§ 75 b 

(1) Die Beisitzer aus den Reihen der Notare 
haben als solche während der Dauer ihres Amtes 
alle Rechte und Pflichten eines Berufsrichters. 
Ihr Amt ist ein Ehrenamt. Sie erhalten aus der 
Staatskasse für den mit ihrer Tätigkeit verbun¬ 
denen Aufwand eine Entschädigung sowie eine 
Reisekostenvergütung. Als Aufwandsentschädi¬ 
gung wird für jeden Sitzungstag das Eineinhalb- 
fache des in § 153 Abs. 2 Satz 1 und 2 der 
Kostenordnung bestimmten Betrages gewährt. 
Auf die Reisekostenvergütung ist § 153 Abs. 1 
der Kostenordnung entsprechend anzuwenden. 
Die Fahrtkosten sind auch dann zu ersetzen, 
wenn das Oberlandesgericht, an dem Ort tagt, an 
dem der Beisitzer seinen Wohnsitz hat. 

(2) Ein Beisitzer ist auf Antrag der Landes¬ 
justizverwaltung seines Amtes zu entheben, 
wenn ein Umstand eintritt oder bekannt wird, 
welcher der Ernennung enlgegensleliL über den 
Antrag entscheidet der Erste Zivilsenat des 
Oberlandes ge rieht s oder des obersten Lancles- 
gerichts, das als Disziplinargericht zuständig ist. 
Bei der Entscheidung dürfen die Mitglieder des 
Disziplinargerichts {§ 75) nicht, mit wirken. Vor 
der Entscheidung sind der Notar und. der Vor¬ 
stand der Notarkammer zu hören. Die Entschei¬ 
dung ist endgültig. 

§ 76 

Für die Anfechtung von Entscheidungen des 
Oberlandesgerichts gelten die Vorschriften der 
Bimdesdisziplinarordnung über die Anfechtung 
von Entscheidungen der Bundesdisziplinarkam- 
mer entsprechend. 

§ 77 

Der Bundesgerichtshof entscheidet in Diszipli- 
narsachen gegen Notare in der Besetzung mit 
dem Vorsitzenden, zwei Richtern und zwei 
Notaren als Beisitzern. 

§ 78 

Der Vorsitzende und seine Stellvertreter, die 
mindestens Senatspräsidenten sein müssen, so¬ 
wie die richterlichen Beisitzer und ihre Stell¬ 
vertreter werden von dem Präsidium des 
Bundesgerichtshofs aus der Zahl der ständigen 
Mitglieder des Bundesgerichtshofs auf die Dauer 
von vier Jahren bestellt. Im übrigen gelten §§ 62 
bis 67 und 69 des Gerichtsverfassungsgesetzes 
entsprechend. 

§ 79 

(1) Die Beisitzer aus den Reihen der Notare 
werden von dem Bundesminister der Justiz 
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berufen. Sie werden einer Vorschlagsliste ent¬ 
nommen, die das Präsidium der Bundesnotar- 
kaminer aut Grund von Vorschlägen der Notar- 
kammern dem Bundosminister der Justiz ein¬ 
reicht. Der Bundesminister der Justiz bestimmt, 
weiche Zahl von Beisitzern erforderlich ist; er 
hat vorher das Präsidium der ßundesnotar- 
kainmei zu hören Die Vorschlagsliste muß 
mindestens die doppelte Zahl von Notaren 
enthalten und sich je zur Hälfte aus hauptberuf¬ 
lichen Notaren und AnwaUsnotaren zusammen¬ 
setzen. 

(2) Die Beisitzer dürfen nicht gleichzeitig dem 
Vorstand einer Notarkarnmer oder einem ande¬ 
ren Disziplinargericht für Notare angehören 
oder bei einer Notark«immer im Haupt- oder 
Nebenberuf tätig sein. Im übrigen gelten § 75a 
Abs. 3 bis 5 und § 75 b Abs. i Satz 2 bis 6 die¬ 
ses Gesetzes sowie § 107 Abs. 4 und §§ 109 bis 
111 der Bundesrecbtsanv/altsordnung entspre¬ 
chend mit der Maßgabe, daß vor der Entschei¬ 
dung über die Amtsenthebung eines Beisitzers 
auch das Präsidium der Bundosnotarkammer zu 
hören ist. 

§ 80 

Auf das Verfahren des Bundesgerichtshofs in 
Disziplmarsachen gegen Notare sind die für das 
Verfahren des Bundesdisziplinarhofs geltenden 
Vorschriften entsprechend anzuwenden. Die im 
Verfahren vor dem Bundcsdisziplinarhof dem 
Bundesdisziplinaranwait zurstehenden Befugnisse 
werden von dem General hundesanwalt beim 
ß undesge ricb tsho f wahrge 11 o mmen. 

§ 81 

Ob über eine Verfehlung eines Notars, der 
zugleich Rechlsanwail ist, im Disziplinarverfah¬ 
ren oder im ehrengerichtlichen Verfahren für 
Rechtsanwälte zu entscheiden ist, bestimmt sich 
da nach, o b di e V e r feh I u ng vo rwiegend mit dem 
Amt als Notar oder der Tätigkeit als Rechts¬ 
anwalt im Zusammenhang steht. Besteht ein sol¬ 
cher Zusammenhang nicht, so ist, wenn es sich 
um einen Anwal 1.snolar handeit, im ehreugericht- 
lichen Verfahren für Rechtsanwälte, andernfalls 
im Disziplinarverfahren zu entscheiden In Zwei¬ 
felsfallen bestimmt die Landesjustizverwaltung 
nach Anhörung der Notarkammer und der 
RechtsanwaHskammer, in welchem Verfahren zu 
entscheiden ist." 


46. Der Vierte Teil erhält folgernde Fassung: 

„Vierter Teil 

Übergangs- und Schluß bestimmun gen 
§ 82 

(1) Verwaltungsakte, die nach diesem Gesetz 
ergehen, können durch einen Antrag auf gericht¬ 
liche Entscheidung angefoditen werden. Der An¬ 
trag kann nur darauf gestützt werden, daß der 
Verwaltungsakt den Antragsteller in seinen 
Rechten beeinträchtige, weil er rechtswidrig sei. 


Soweit die Landesjustizverwaltung ermächtigt 
ist, nach ihrem Ermessen zu befinden, kann 
der Antrag nur darauf gestützt werden, daß die 
gesetzlichen Grenzen des Ermessens überschrit¬ 
ten seien oder daß von dem Ermessen in einer 
dem Zweck der Ermächtigung nicht entsprechen¬ 
den Weise Gebrauch gemacht worden sei. 

(2) Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
kann nur binnen eines Monats nach dem Zeit¬ 
punkt gestellt werden, in dem die Verfügung 
dem Betroffenen bekanntgemacht worden ist. 
Der Antrag ist auch zulässig, wenn ein Antrag 
auf Vornahme eines Verwaltungsakts ohne zu¬ 
reichenden Grund innerhalb von drei Monaten 
nicht beschieden worden ist. 

(3) Zuständig für die Entscheidung ist im 
ersten Rechtszug das Oberlandesgericht, im 
zweiten Rechtszug der Bundesgerichtshof, Diese 
Gerichte entscheiden in der in Disziplinarsachen 
gegen Notare vorgeschriebenen Besetzung. § 73 
gilt entsprechend. 

(4) Gegen die Entscheidung des Oberlandes 
gerichts ist die sofortige Beschwerde an den 
Bundesgerichtshof zulässig, Im übrigen gelten 
für das Verfahren §§ 37, 39 Abs. 1 und 2 , §§ 40, 
41 und 42 Abs. 4 bis 6 ( für die Kosten §§ 200 bis 
203 der Bundesrechtsanwaltsordnung entspre¬ 
chend. 

§ 83 

Die Landesjustizverwaltung kann Befugnisse, 
die ihr nach diesem Gesetz zustehen, auf nach 
geordnete Behörden übertragen. Das gilt jedoch 
nicht für die Zuständigkeit, Notare zu bestellen 
(§ 13 Satz 1) und ihres Amtes zu entheben (§ 38 
Abs. 3). 

§ 84 

I. 

(1) Die Notarkasse in München ist eine An¬ 
stalt des öffentlichen Rechts des Landes Bayern. 
Ihr bisheriger Tätigkeitsbereich (Bayern und 
Regierungsbezirk Pfalz des Landes Rheinland- 
Pfalz) bleibt unverändert. 

(2) Die Notarkasse untersteht der Aufsicht des 
Bayerischen Staatsministeriums der Justiz Die¬ 
ses übt die Aufsicht nach näherer Vereinbarung 
der beteiligten Justizverwaltungen aus. 

(3) Die Aufgaben der Notarkasse sind 

1. die erforderliche Ergänzung des Beruts- 
einkommens der Notare; 

2. die Versorgung der ausgeschiedenen 
Notare im Alter und bei Amtsunfähig¬ 
keit sowie die Versorgung ihrer Hinter¬ 
bliebenen; 

3. die Besoldung der Notariatsbeamten, 
ihre Versorgung im Alter und bei 
Dienstunfähigkeit und die Versorgung 
ihrer Hinterbliebenen sowie die Besol¬ 
dung der sonstigen in einem Dienst¬ 
verhältnis zur Notarkasse stehenden 
Hilfskräfte nach Maßgabe der Satzung; 

4. die Erfüllung der bei Übernahme des 
Vermögens des vormaligen Pensions¬ 
vereins der Bayerischen Notariatsge- 
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hi i len über nominellen Verpflichtungen 
sowie die Gewährung von Unterstüt¬ 
zungen und Unterhdltsbeiträgen an 
ehemalige Notarialsgehilfen und deren 
Hinterbliebene nach Maßgabe der gel¬ 
tenden Grundsä l/.o; 

5. die ein heit liehe Durriiführung der Haft- 
p Ilicl 1 1 v er s idie r 11 j j g; 

6. die Förderung der wissensdiältlichen 
und praktischen Fortbildung der Notare 
und Nolarassessuren sowie der fach¬ 
lichen Ausbildung des Personals der 
Notare; 

7. die Bereitstellung der Haushaltsmittel 
der im Gebiet der Notarkasse gebil¬ 
deten No ta rk a mm e rn ; 

8. die Zahlung der Bezüge der Notar¬ 
assessoren an Stelle der Notarkammer 
sowie die Versorgung der Notarasses¬ 
soren bei Dienstuniähigkeit und die 
Versorgung ihrer Hinterbliebenen nach 
Maßgabe der Satzung; 

9. die wirtschaftliche Verwaltung der von 
einem Notariatsverweser wahrgenom¬ 
menen Nota rrdelien an Stelle der Notar¬ 
kammer. 

(4) Die Organe der Nolarkasse sind der Prä¬ 
sident und der Verwaltungsrat; bis zur ander¬ 
weitigen Regelung durch die Satzung bleibt für 
die Bearbeitung der Personalangelegenheiten 
der Notariatsbecimten das bisherige Personal- 
amt als besondere FlurühLang aei Notarkasse 
bestehen. Der Sitz der Notarkasse ist München; 
sie wird durch den Präsidenten gerichtlich und 
außergerichtlich vertreten. Die 1 laushaltsreeh- 
nung wird vom BayorNdivm Obersten Redi- 
nung sh o f gep rü ft. 

(5) Im übrigen bestimmen sich die Aufgaben 
und RedesvemäP^Lr.sr. der Nota ti .asse nach 
einer Satzung. Di::, nach diesen Cenubz erforder¬ 
liche eisle Änderung dm Satzung beschließt der 
bisherige .Beirut; sie wir:'1 mH der Bestätigung 
duvd i di e A n tui i h ts be h ö rr :l e wirksam. Bis dahm 
gilt die bisherige Satzung. Bis zur Amtsüber¬ 
nahme der auf Grund der neuen Satzung be¬ 
stellten Organe bleiben die bisherigen im Amt. 
Kü nltige Sa izungsän den m gen bosdili eß t der 
Verwalt ungsrat; sie bedürfen zu ihrer Wirksam¬ 
keit der Bestätigung durch die Aufsichtsbehörde. 

(6) Auf die nach Absatz 3 Nr. 2, 3 und 8 
gegen die Notarkasse begründeten Ansprüche 
der Notare und ihrer Hinterbliebenen, der 
Notariatsbeamten und ihrer Hinterbliebenen 
sowie die Versorgungsansprüche der Notar¬ 
assessoren und ihrer Hinterbliebenen sind die 
für Beamtenbezüge geltenden verfahrensrecht¬ 
lichen Vorschriften entsprechend anzuwenden. 

(7) Die Notarkasse hat von den Notaren Ab¬ 
gaben zu erheben, soweit dies zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben erforderlich ist. Im Fall der 
Weigerung kann das Bayerische Staatsministe¬ 
rium der Justiz die Abgaben festsetzen. Rück¬ 
ständige Abgaben können auf Grund einer vom 


Präsidenten ausgestellten, mit der Bescheini¬ 
gung der Vollstreckbarkeit versehenen Zah¬ 
lungsaufforderung nach den Vorschriften über 
die Vollstreckung der Urteile in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten eingezogen werden. Die 
Notarkasse kann die Erfüllung der Ab gab ep flicht, 
nadiprüfen; die Notare haben dem. mit der 
Prüfung Beauftragten Einsicht in ihre Akten, 
Urkunden, Verzeichnisse und Bücher zu ge¬ 
stalten und die erforderlichen dienstlichen Auf¬ 
schlüsse zu geben. 

II. 

Für das Tätigkeitsgebiet der Notarkasse geilen 
ferner folgende besondere Vorschriften: 

(1) Ein Notar kann seines Amtes enthoben 
werden, wenn er das siebzigste Lebensjahr voll¬ 
endet hat. Der Notar darf in diesem Fall seine 
Amtsbezeichnung »Notar' mit dem Zusatz »außer 
Dienst (a. D.)’ weiterführen. § 41 Abs. 3 Satz 1 
und 2 gilt entsprechend. 

(2) Die Rechtsverhältnisse der Notariatsbeam¬ 
ten und deren Hinterbliebenen bleiben bis zum 
Erlaß anderweitiger landesrechtlicher Vorschrif¬ 
ten unberührt. Neue Notariatsbeamte werden 
nicht mehr ernannt. Die Notare sind verpflichtet, 
die ihnen zur Dienstleistung zugewiesenen Nota¬ 
riatsbeamten und sonstigen in einem Dienstver¬ 
hältnis zur Notarkasse stehenden Hilfskräfte zu 
beschäftigen. 

(3) Aufgaben der Notarkarnmern können durch 
die Landes Justiz Verwaltungen cler Notarkasse 
übertragen werden. 

§ 85 

Für den Bezirk des Oberl andesgorichts Stutt¬ 
gart gelten folgende besondere Vorschriften: 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Bezirksnotaie 
nicht. Die Vorschriften über ihre Dienstverhält¬ 
nisse, ihre Zuständigkeit und das von ihnen bei 
ihrer Amts tätig keil zu beobachtende Verfahren 
einschließlich des Rcchtsmittelzugs bleiben un¬ 
berührt . Dies gilt auch für ihre Amtstätigkeit, als 
öffentlicher Notar (Artikel 95 des württember- 
gischen Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen 
Gesetzbuch); ihre Zuständigkeit als öffentliche 
Notare bestimmt sich nach diesem Gesetz. 

(2) Die Bezirksnotare sind berechtigt, der 
Notarkammer für den Oberlandesgerichtsbezirk 
Stuttgart als Mitglieder ohne Stimmrecht beizu¬ 
treten. Dem Vorstand der Notarkammer gehört 
ein Bezirksnotar an, der nicht stimmberechtigt 
ist. Er nimmt auch an den Vertreterversamm¬ 
lungen der Bundesnotarkammer ohne Stimm¬ 
recht teil. Dieser Bezirksnotar und sein Vertreter 
werden von den Bezirksnotaren aus dem Kreis 
derjenigen Bezirksnotare gewählt, die der Notar¬ 
kammer Stuttgart beigetreten sind. 

(3) Zu Notaren nach diesem Gesetz können 
auch Bezirksnotare und Anwärter bestellt wer¬ 
den, die nach den im Oberlandesgerichtsbezirk 
Stuttgart geltenden Bestimmungen zur Anstel¬ 
lung als Bezirksnotar befähigt sind. 
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§ 36 

Dieses Gesetz gilt im Oberlandesgerichtsbe¬ 
zirk Karlsruhe nicht. Die Vorschriften über die 
Dienstverhältnisse der nach den Vorschriften 
des badischen Landesgesctzes über die frei¬ 
willige Gerichtsbarkeit bestelltem Notare, ihre 
Zuständigkeit und das bei ihrer Amtstätigkeit 
zu beobachtende Verfahren einschließlich des 
Recht.smiUeizmj.s bleiben unberührt. Die Notare 
können an den Vertreter Versammlungen der 
Bimdesnotar k<; n i m e t ci urcI \ cd nen von ihnen ge- 
wä h [ l en Ve ri re E.er oh i i e St.i m m recht teilnehmen. 

§ 07 

(1) ln den Gerichtsbezirken der früher würt- 
tembcrgischcm und hob. cazollorischon Teile des 
Landes Badem-' Württemberg, in denen am 1. April 
1961 kochI san w ci 11 e z ur n e! ionbcru fli dien Amts¬ 
au sÜbung als Notare bestellt werden konnten, 
können auch weiterhin AnwaKsnotare bestellt 
werden. § 7 ist insoweit nicht anzuwenden. § 4 
gilt entsprechend. 

(2) In den bändern Hamburg und Rheinland- 
Pfalz gilt § 3 Abs. 2 nicht So weit am 1. April 
1961 dort Rechtsanwälte das Amt des Notars im 
Nebenberuf ausgeübt hoben, behält es dabei 
sein Bewenden, 

§ 08 

Besteht für mehrere Länder ein gemeinschaft¬ 
liches Oberlandesgericht, so gilt folgendes- 

1. Die LandesJustizverwaltung des Landes, in 
dem das Oberlandesgericht seinen Sitz nicht 
hat, kann die nach diesem Gesetz dem 
Oberlandesgeriditspräsideilten zustehenden 
Befugnisse auf einen anderen Richter über¬ 
tragen. 

2. Die Notare eines jeden Landes bilden eine 
Notarkammer. § 62 Abs. 1 Satz 2 ist nicht 
anzuwendon. 

§ 89 

Für das von den Notaren bei ihren Amtshand¬ 
lungen zu beobachtende Verfahren bleiben, so¬ 
weit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt 
ist, die bisherigen Rechtsvorschriften unberührt. 

§ 90 

Beschränkungen für den Zugang zum Notariat, 
die sich aus landesrechtlichen Vorschriften über 
den Abschluß der politischen Befreiung ergeben, 
b 1 e.i b en unb e rüh r t." 


Artikel 2 

Beka nnf irc■ du;ng c!e $ Ncufassr-ng der 
Du ndesno uu’ord »'«mg 

Der Bundesminister der Justiz wird ermächtigt, 
die Reichsnotarordnung in der sich aus Artikel 1 
ergebenden Fassung mit neuem Datum und 
neuer Paragraphcnfolge ms ,,Bundesnotarordnung 
(BNotO)" bekamUzu machen und Unstimmigkeiten 
des Wortlauts zu beseitigen. 


Artikel 3 

Vor dem Inkrafttreten des Gesetzes 
bestellte Notare 

Die Vorschriften der Bundesnotarordnung gelten 
auch für die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
nach den bisherigen Vorschriften bestellten Notare. 

Artikel 4 
Anwal tsnotare 

im Landgerichtsbezirk Karlsruhe 

(1) Die durch Bekanntmachung des Landgerichts¬ 
präsidenten in Karlsruhe (Military Government 
Gazette, United States Zone, Landeskommissar¬ 
bezirk Karlsruhe, Ni. 7 vom 30. August 1945 S. 3) 
zur Tätigkeit eines Notars gemäß §§ 22 bis 28 
der Reichsnotarordnung widerruflich ermächtigten 
Rechtsanwälte haben die Stellung von Anwalts- 
notaren. Sie unterliegen den Vorschriften der Bua- 
desnotarordnung und gehören, der Notarkammer für 
den Oberlandesgerichtsbezirk Stuttgart an. 

(2) Die von den in Absatz 1 bezeichneten Rechts¬ 
anwälten vorgenommenen notariellen Geschäfte 
sind nicht deshalb unwirksam, weil die Rechts¬ 
anwälte nicht nach den Vorschriften der Reichs¬ 
notarordnung zu Notaren bestellt worden sind. 

Artikel 5 

Versorgungsheziige im früheren Oberlandes¬ 
gerichtsbezirk Darmstadt 

im Bezirk des früheren Oberlandesgerichts Darm¬ 
stadt bleiben für die vor dem 1. Juli 1937 bestellten 
Notare die bisherigen Vorschriften über Ruhegehalt 
und Hinterbliebencnvcrsorgung in Kraft. Der Betrag 
des ermäßigten Ruhegehalts nach § 7 der Verord¬ 
nung über die Ruhestands- und Hinterbliebenen¬ 
versorgung der Notare in Hessen vom 10. Mai 1938 
(Reichsgesetzbl. I S. 519) in der Fassung des § 2 
Nr. 1 der Verordnung über die Aufhebung der 
Gebührenabgabe der Notare und über die Ruhe¬ 
stands- und. Hinterbliebenenversorgung der Notare 
in Hessen vom 11. Dezember 1942 (Reichsgesetzbl. I 
S. 701) wird nach Anhörung der zuständigen Notar- 
kammer im Land Hessen von dem Oberlandes- 
gerichtspräsidenlen in Frankfurt (Main) und im 
Land Rheinland-Pfalz von dem Minister der Justiz 
festgesetzt. 

Artikel 6 

Sonderbestimmungen für das Saarland 

Wer im Saarland auf Grund des § 3 Satz 2 der 
Reichsnotarordnung in der Fassung des Artikels I 
der Rechtsanordnung über die Abänderung der 
Reichsnotarordnung vom 12. Februar 1947 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 73) zum Notar bestellt worden ist, 
bleibt Notar. 

Artikel 7 

Zuständigkeit anderer Stellen 

(1) Soweit nach den bisherigen Vorschriften für 
die den Notaren zugewiesenen Amtsgeschäfte auch 
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andere Stellen zuständig sind, bleiben diese Vor- 
schrillen imboschadol der Absätze 2 und 3 unbe¬ 
rührt. 

(2) Auf Grund von Artikel 142 und 143 Abs. 1 des 
Einlüh rungsg ersetz es zum Ihn gerliehen Gesetzbuch 
können Inudesroditlicho Vorschriften nur noch er¬ 
lassen werden, so weil sie der Rechlsvereinheil- 
lichung inneihalb eines Landes dienen. Die bisher 
erlassenen oder nuf rochierhaitonen landesrcchtiidicn 
Vorsdn.il Len können von den Ländern aulgehoben 
oder eingeschränkt werden 

(3) Behörden oder Beointe dürfen eine Beurkun¬ 
dung nicht vornehmen, wenn die Körperschaft oder 
Anstalt, der sie angeboren oder die sie zur Be¬ 
urkundung bestellt hat, bei der den Gegenstand der 
Beurkundung bildenden Angelegenheit beteiligt ist. 
Dies gilt nicht im Land Baden-Würde mb erg für die 
nach den Vorschriften des badischer» Landesgesetzes 
über die freiwillige Gerichtsbarkeit bestellten 
Notare und die Bezirksnotaro. 


Artikel 8 
Rechtsimchiol g er 

der ehemaligen Itekhsnolarkammer 

(1) Die Bundosnota ikaimner ist Rechtsnachfolger 
der früheren Reichsnolarkarnrner. Sie tritt, soweit 
bisher gesetzlich nichts Abweichendes bestimmt 
worden ist, in alle ihre vermögensrech Lüchen Pllith- 
ten und Rechte ein, haftet jedoch nur mit dem 
ü b e i n omraenen V erm ö y v. a. Di e V o i s ehr i f ton des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs über eine dem Fislais als 
gesetzlichem Erben anfallende Erbschaft sind ent 
sprechend anzu wenden. Die durch die Berliner Kom¬ 
mission für Ansprüche auf Vermögenswerte laut 
Kontrollralsdlraktive Nr. 50 auf die Rheinische 
Notarkaramer üb ertrag (men Vermögenswerte der 
früheren Rcidisnolarkammer gehen auf die Bundes¬ 
no tarkammer über. 

(2) Aus Anlaß und in Durchführung des Rechts¬ 
übergangs entstehende Gerichtskosten werden nicht 
erhoben. 


Artikel 9 

Rechtsnachfolger der Notarkammern 

Die Rechte und Pflichten der bei Inkrafttreten 
dieses Gesetz.es bestehenden Notarkammern gehen 
auf die nach Artikel 1 Nr. 39 neu gebildeten Notar¬ 
kammern über. Stimmt dei Bezirk der neu gebil¬ 
deten Notarkamm er nicht mit dem Bezirk der be¬ 
stehenden No tarkammer übeurin, so bestimmt die 
Landesregierung durch Rochtsverordirung, in wei¬ 
cher Weise die Vurmögensworto und Verbindlich¬ 
keiten auf ge teilt. worden; sic kann diese Befugnis 
auf die Landes jusLizverwa Rung übertragen. Die 
Aufteilung ist so vorzu nehmen, daß die Ansprüche 
der Gläubiger nicht gefährdet werden. Artikel 8 
Abs. 2 gilt; entsprechend. 


Artikel 10 

Einrichtung der Notarkamniern 

(1) Die erste Versammlung der nach Artikel 1 
Nr. 39 neu gebildeten Notar kam rr.or wird von dem 
Präsidenten (Vorsitzer) der bei InkrafUrcton dieses 
Gesetzes bestehenden Notarkammer oder der die 
Aufgaben der N otarkammer wahrnehmenden Kör¬ 
perschaft einberufen. Er führt bis zui Wahl des 
Präsidenten der Notar k ammer den Vorsitz in der 
Versammlung. Bis zu diesem Zed.pun.kt bleiben die 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehenden No¬ 
tarkammern oder die die Aufgaben von Noiarkam- 
mern wahrnehmenden Körperschaften nach den bis¬ 
her geltenden Vorschriften tätig. 

(2) Hat die Landesregierung bestimmt, daß meh¬ 
rere Oberlandesgeridüsbezirke oder Teile von 
Oberlandesgericbisbezirken oder ein Oberlandes- 
gerichtsbezirk mit Teilen eines anderem Oberlandes- 
gerichtshezirks den Bezirk einer Notarkaminer bil¬ 
den, so bestimmt sie dabei zugleich die Stelle, die 
die erste Versammlung der Nolarkammer einzube¬ 
rufen hat. 

(3) Die erste Vertreterversammlung der Bundes¬ 
notarkammer wird durch den Vorsitzer des Vor¬ 
stands'der Gemeinschaft des Deutschen Notariats 
einberufen. Er führt bis zur Wahl des Präsidenten 
der Bundesno tarkammer den Vorsitz in der Ver- 
t r e tervers ammlun g. 

Artikel 11 

Überleitung von Vor fahren 

(1) Disziplinarverfahren gegen Notare, die bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes anhängig sind., werden 
nach den bisherigen Vorschriften zu Ende geführt. 

(2) Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes im ersten 
oder zweiten Rechtszug anhängige Verfahren, weiche 
die Anfechtung eines Verwalhmysakls auf dem 
Gebiete des Notarrechts betreffen, gehen in der 
Lage, in der sie sich befinden, auf das Oberlandes¬ 
gericht (Artikel 1 Nr. 46. § 82 Abs. 3) über. Für die 
Erhebung der Gerichts- und Rechtsanwaltskos len ist 
das Verfahren vor dem abgebenden Gericht als Teil 
des Verfahrens vor dem übernehmenden Gericht zu 
behandeln. 

(3) Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes im dritten 
Rechtszug anhängige Verfahren, welche die An¬ 
fechtung eines Verwaltungsakts auf dem Gebiete 
des Notar rechts betreffen, werden nach den bis¬ 
herigen Vorschriften zu Ende geführt. 

Artikel 12 

Aufhebung von VorsdmlBöa 

(1) Folgende Vorschriften werden aufgehoben, so¬ 
weit sie nicht bereits außer Kraft getreten sind: 

1. die Verordnung zur Ausführung und Evyä.u- 
zung der Reidisnota r ord n u ng v o m 26 . Juni 
1937 (ReiäisgcsetzbL I S. 663), 

2. die Zweite Verordnung zur Ausführung und 

Ergänzung der Reichsno! ar Ordnung vom 

27. März 1938 (Reichsgeselzbl. I S. 321), 
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3. d'o Ve"Orb•‘i-.ug. zur ./Hukuimy der Reidis- 

s. 1 au,■ ■■ vvan 1 (>. >/jai 1039 (Reichs- 

Ü^N.zhi. t A 310), 

4. die V(mO i(liu.mtf über die Vertretung von 
Molaren vom 18. September 1939 (Reichs- 
gecoizbj. i S. 1 cA 8), 

5. die Vorordmi ng zur Ergänzung der Reichs- 
reciitsanwal t;;oiclnung und der Reichsnotar-’ 
Ordnung vorn 22. Januar 1940 (Reichsyesetz- 
blalt I S. 223), 

6. die Verordnung über die Zulassung von 
RocbLsanwall.cn. und dies Bestellung von No¬ 
taren wahrend des Krieges vom 26. Novem¬ 
ber 1942 (Reidisgesetzbl. I S. 665), 

7. die Verordnung zur Änderung und Ergänzung 
der Rcichsnolarordnung vom l.März 1943 
(Reidisgesetzbl. I S. 12(3), 

8. die Bekauntinaduing des Reichsministers der 
Justiz über die Vergütung für die Übersetzung 
fremdländischer notarischer Urkunden vom 
22. Juli 1944 (Deutsche Justiz S. 227), 

9. die Verordnung zur Ergänzung der Reich,s- 
notarordnang vom 27. September 1944 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 224), 

10. die Verordnung zur Änderung der Reichs- 
notaroränung der Oberlaudesgeriditspräsiden- 
ten in Braun.sdi woig vom 20. April 1946 
(Just.i zhl al.t für den Obprlandesgeri chtsbezirk 
Br au.ns da woig Sp. 23), Celle vom 30. April 
1946 (ila.nnovor.schc Rechtspflege S. 42), Düs¬ 
seldorf vom 26. April 1346 (Justizblatt für den 
OborJandesgcriflitsbezirk Düsseldorf S. 32), 
Hamburg vom 26. April 1946 (Hamburgisches 
Verordmmgsblatl; S. 44 und Gesetzblatt der 
Freien Hansestadt Bremen S. 55), Hamm vom 
16. April 1946 (Justizblalt für den Oberlandes- 
genchisbozirk Hamm S. 54), Kiel vom 14. Mai 
1946 (Schleswig-Holsteinische Anzeigen S. 243), 
Köln vom 29. April 1946 (Justizblatt für den 
Obcrlamiesgericlitsbezirk Köln S. 54), Olden¬ 
burg vorn 26. April 1946 (Justizblatt für 
Aurich, Oldenburg und Osnabrück S. 67), 

11 . die Verordnung des Oberlandesgcrichtspräsi- 
d ent cm in Celle über das Notariat in Lippe 
und Schaum burg-Lippe vom 30. September 
1946 (Hannoversche Rechlspllege S. 109), 

12. die saarländische Rechttsanordnung über die 
Abänderung der Reichsnotarordnung vom 
12. Februar 1947 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 73), 

13. das saarländische Gesetz über die Errichtung 
einer Notarkaminer in Saarbrücken vom 
19. April 1948 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 540), mit Ausnahme des § 2 Abs. 3, 

14. die Zweite Verordnung des Präsidenten des 
Zentral-Justizamts für die Britische Zone zur 
Änderung der Rcidisnotarordnung vom 11. Ok¬ 
tober 1948 (Verordnungsblatt für die Britische 
Zone S. 311), 


15. § 14 des saarländischen Gesetzes betreffend 
die vorläufige Regelung der Dienststraf- 
geriditsbarkeit vom il. Februar 1949 (Amts¬ 
blatt des Saarl an des S. 279), 

16. das bremische Gesetz über das Dienststraf- . 
verfahren gegen Notare vom 12. Mai 1349 
(Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen 
S. 89, 107), 

17. die Verordnung des Präsidenten des Zentral¬ 
justizamts für die Britische Zone zur vor¬ 
läufigen Regelung der Wahlen zu den Notar¬ 
kammern in den Oberlandesgerichtsbezirken 
Hamburg, Düsseldorf und Köln vom 23. Au¬ 
gust 1949 (Verordnungsblatt für die Britische 
Zone S. 367), 

18. die Notarordnung für Rheinland-Pfalz vorn 
3. September 1949 (Gesetz- und Verordnungs¬ 
blatt der Landesregierung Rheinland-Pfalz 
I S. 391) in der Fassung des Artikels 5 II 
Nr. 4 des Gesetzes zur Wiederherstellung der 
Rechtseinheit auf dem Gebiete der Gerichts¬ 
verfassung, der bürgerlichen Rechtspflege, des 
Strafverfahrens und des Kostenrechts vom 
12. September 1950 (Bundesgesetzbl, S. 455), 
mit Ausnahme des § 22 Abs. 4 und 5 sowie 
des § 78, 

19. das Berliner Gesetz über vorläufige Maßnah¬ 
men auf dem Gebiete des Notarwesens vom 
9. Januar 1951 (Verordnungsblatt für Berlin I 
S. 57), 

20. das hamburgische Gesetz über die Hambur- 
gische Notarkammer vom 20. Dezember 1955 
(Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 342), 

21. die hamburgische Verordnung über die Bestel¬ 
lung von Notaren in den Bezirken der Amts¬ 
gerichte Hamburg-Altona, Hamburg-Bergedorf, 
Hamburg-Blankenese, Hamburg-Harburg und 
Hamburg-Wandsbek vom 10. November 1959 
(Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 165). 

(2) Das Land Rheinland-Pfalz ist berechtigt, im 
Rahmen bundesrechtlicher Vorbehalte § 22 Abs. 4 
und 5 der Notarordnung für Rheinland-Pfalz zu 
ändern. 

Artikel 13 

Besondere Vorschriften 
über die Fähigkeit zum Richteramt 

Unberührt bleiben die besonderen gesetzlichen 
Vorschriften, nach denen die Fähigkeit zum Rich¬ 
teramt (§ 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes) Per¬ 
sonen verliehen werden kann, weiche die Prüfungen 
zur Erlangung einer solchen Fähigkeit nicht im In¬ 
land abgelegt haben. 

Artikel 14 

Verweisungen in anderen Vorschriften 

Soweit in Gesetzen und Verordnungen auf die 
durch dieses Gesetz aufgehobenen oder abgeänder- 
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ten Vorschriften verwiesen ist, treten die entpre- 
dienden Vorschriften dieses Gesetzes an ihre Stelle. 

Artikel 15 
Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz und die auf Grund des Artikels 2 
dieses Gesetzes bekanntgemachte Bundesnotarord- 
nung gelten nach Maßgabe des § 13 Abs, 1 des 
Dritten überleitungsgcselzcs vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 16 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. April 1961 in Kraft. 
In demselben Zeitpunkt tritt im Land Rheinland- 
Pfalz die Reichsnotarordnung in der Fassung dieses 
Gesetzes in Kraft. 

(2) Artikel 2 sowie die in diesem Gesetz enthal¬ 
tenen Ermächtigungen zum Erlaß von Rechtsverord- 
nungen oder von Verwaltung s vor Schriften treten 
am Tage nach der Verkündung dieses Gesetzes in 
Kraft. 


Die Bundesregierung hat dem vorstehenden Ge¬ 
setz die nach Artikel 113 des Grundgesetzes erfor¬ 
derliche Zustimmung erteilt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 16. Februar 1961 

Für den Bundespräsidenten 
Der Präsident des Bundesrates 
Dr. Meyers 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Ludwig Erhard 

Der Bundes minister der Justiz 
Schäffer 
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